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Verwaltungsberirht
des

Justiz - und Polizei-Departements.

Vom 21. Oct. 18Z1 bis ZI. Dec. 1832.

Bern/ gedruckt bei C. A. Jenui.
1 8 3 3.





Justiz- und Polizei-Departement.

Auftragsgemäß giebt sich daö Justiz-Departement die Ehre,

Ihnen hiemit eine gedrängte Uebersicht alles desjenigen

vorzulegen, was von dem Departement feit dem Antritt
der gegenwärtigen Regierung (2t. Oktober 1831) bis Ende

Jahres 1832, fei es nun direkt oder durch den Regiernngs-
rath in dcn Wirkungskreis deS Justiz-Departements
Einschlagendes geleistet und verfügt wurdc, damit sodann dieser

Rapport bei Abfassung des von Ihnen nach Anleitung
des so der Staatsverfassung der obersten Behörde zu

erstattenden Jahresberichts gehörig berücksichtigt werden könne.

Das Justiz- und Polizei-Departement in Folge
Verfassung und Départemental-Gefetz die vorberathende Behörde

für alle in den Wirkungskreis des Rcgicrungsraths einfchla-

gendcn Gegenstände der Justizverwaltung, und alö Aufsichtsbehörde

über die Ausübung dcr allgemeinen und Sicherheitspolizei

bestand anfänglich bloß aus einem Präsidenten,
einem Vicexrästdentcn, drei Beisitzern und zwei Supplcan-
ten. Der ausgedehnte Geschäftskreis diefcs Departements
einerseits, und anderseits die angesprochene Zeit der zu
Mitgliedern dcssclbcn erwählten Geschäftsmänner, welchen keine

sixe Besoldung zugesichert ist, endlich dann der beständige

Wechsel in dcm Personal und die hiedurch veranlaßten Va-



kanzcn bewogen jedoch daS Justiz-Departement bald zu dem

Antrag/ die Zahl der Mitglieder bis auf die in andern

Departementen bestehende Zahl von fünf Mitgliedern nebst zwei

Suppleantcn zu vermehren, was denn auch von dem Großcn

Rath genehm gehalten wurde. *)
Die Rechte und Pflichte«/ fo wie der Geschäftskreis

des Justiz-Departements/ find durch daS Gcfctz übcr die

Organifation der Departemente vom 8, November l83i in
nähcrem festgesetzt/ und stnd in den mehrestcn Beziehungen
die nämlichen / welche dem abgetretenen Justizrath zustanden

und oblagen/ jedoch mit Ausnahme deS Conccssioncn-Wesens/

welches dem Departement des Innern zugetheilt wurde.

Einen neuen Geschäftszweig crhiclt hingegen daö Justiz-
Dcpartemcnt durch die Einführung dcr Voruntersuchungen/
dcrcn Beaufsichtigung und Leitung dieser Behörde

übertragen wurde/ in Folge Gesetzes vom s. December l83t.
Die Organisation übcr den innern Geschäftsgang dcs Justiz-
DepartcmentS/ obschon entworfen/ konnte aber wegen dcs

großen Geschäftsganges/ und da die meisten Mitglieder noch

nicht hinlänglich mit dem Geschäftsgang bekannt waren/
nicht zur Berathung gebracht werdcn. Zur Aushülfe in
wichtigen Rechtssachen machte das Justiz-Dcpartcment/ ohne

jedoch cincn bleibenden Referenten mit einem Men Gchalt
anzustellen, hie und da von der ihm gegebenen Bcfugniß
Gebrauch, Befinden und aktenmäßige Berichte abwechfclnd

bald von diesen bald von jcncn RechtSgelchrten abfassen zu

lassen. «)

Dekret über die Vermehrung der Departemcntömitglicder vom
3. Juli t832.

Für dergleichen juristische Arbeiten wurde im Jahr t832 im
Ganzen ausgegeben Fr. 58i/ für welche Summe das Departement

im Lauf des Jahres Gutachten übcr 6S theils größere,
theils kleinere Geschäfte erhielt. Die Besoldung des von dcm

Justizrath angestellten Referenten betrug vormals Fr, 8«o.



Auch daö Sekretariat wurde in dem ersten Jahr mehren-

theilS bloß provisorisch verschen, und zur Ausschreibung und

Besetzung dcr ersten Sekrctärstclle erst alsdann geschritten,

als der Gemiithszustand des Beamten, welcher bcreitS unter
dem abgetretenen Justizrath lange Jahre dieser Stelle
verdienstvoll vorgestanden, stch dermaßen verschlimmerte, daß

er die Geschäfte nicht mehr besorgen konnte.

Jn dem Verwaltungsbericht dcS Justiz- und Polizei-
Dcpartements wird den beiden Hauptabthcilungen dicscs

letzter« eine Darstellung der Arbeiten im Fache der Gesetzgebung

vorausgeschickt, welche ihrer umfassenden Wichtigkeit wegen
einen eigenen Abschnitt verdienen.

Gesetzgebung.

Die unter der abgetretenen Regierung bestandene

sogenannte Civilgefctzgcbungs-Commission hatte stch aufgelöst,
und fo mußte die Revision des Civilgefctzbuchs einstweilen

stille stehen. Erst gegen das Ende deö Jahres wurde von
dem Regicrungsrath auf den Antrag des Justiz-Departements
eine eigene GefetzgcbungScommission bcstcllt und sogleich
gewählt mit dcm Auftrag, vor Allem aus die von der

abgetretenen Regierung begonnenen und großentheils fchon

auf eine erfreuliche Weife durch die Erfahrung bewährten,
legislatorischen Arbeiten, und zumal den im Projekt fertig
liegenden Betreibuugö- und Gcldstagöprozeß zu vollenden,
und fodann auf die bereits durch die Verfassung verheisscnc

Abfassung cineö StrafgcfctzbuchcS und Handelsrechts Bedacht

zu nehmen.

') Diese Commission besteht aus dcn Herren Altschultheiß Tschar-

ner, Präsident, den Rcgicrungsräthen Koch, Kohler und
Vautrey, und Professor Schnell, als Redaktor. Beschluß des

NcgierungsrathS vom 27. Dezember <8Z2.



Hingegen wurde von dem Negicrnngörath zu Revision
deö Emolumcntentarifö/ zu Vorbcrathung deö GefttzcöcntwurfS
über die Amschreibcreien/ sowie zu Untersuchung der Gesetze,

betreffend die unehelichen Kinder, eine besondere,
außerordentliche Commission niedergesetzt, welche direkt an den

Regierungörath rapportine, und in so fern mit dem Justiz-
Departement in keiner nähern Berührung stand.

Die Gefetzesentwürfe / welche im Laufe dcö Jahres i832
vou dcm Justiz-Departement vorbcrathcn wnrdcn, zerfallen
in zwei Classen. Es stnd nämlich dicsclbcn theils von orga-
nifcher Natur/ in fo weit dieselben anf die Einführung der

nenen Verfassung und Behörden Bezug haben, theils Civil-
uiid Polizcistrafgcfctze/ in so weit nämlich dadurch die RcchtS-

vcrhältnissc dcr Bürgcr unter stch bestimmt wcrdcn.

l. Organische Gesetzgebung.

Gesetz über die Amtspflichten der Rcgierungsstatthalter und Unter¬

statthaltcr/ vom s. Dezember «83,.

l. Die erste und zugleich auch cine dcr schwicrigstcn

Arbeitcn zum Bchuf dcr Einführung der ncucn Verfassung

und Behörden war die Organifation und Sönderung des

GcschäftSkrcifcö dcr Rcgicrungs- und Unterstatthaltcr/ fowic
diescnigc dcr Gerichtsbehörden erster Instanz/ in Folge
welcher die verfassungsmäßige Gcwaltcntrcnnung im ganzen

Gebiete der Republik in'S Lcbcn treten follte. Durch diefes

Gesetz wurden die Amtspflichten dcr Rcgicrungöstatthaltcr
und Unterstatthaltcr in Näherem fcstgcsttzt/ und cinc gcnauc

Ausfchcidnng der Vcrwalmngsgcgcnstände von dcm Gerichtlichen

vorgenommen. Als Vollzichungsbcamtcn und Stcll-
vcrtrctcr dcr Regierung wurde dcm Rcgicrungöstatthaltcr
dic Vollziehung dcr Gesetze und rechtskräftigen Urtheile / die

Aufsicht über die Beamten,- inöbcfondcre dcr Amtfchrcibcrci
und dcr Utttcrgcrichte übertragen. Jn Rücksicht dcr Polizci



wurde dem Rcgierungsstatthalter cbeufallS sein Wirkungskreis
angewiesen/ und ihm vorzüglich die Handhabung dcr Nnhe
und Ordnung/ dcr Sitten-/ Armen-/ Vormundschaft-> und
Fremdenpolizei im Amtsbezirke zur Pflicht gemacht. In Rücksicht

der Kriminalpolizei steht dem RcgicrungSstattlMcr nicht
nur die Aufsicht über verdächtige Personen und die Controlle
über Verbrechen und Vergehen / fondern übcrdicß auch die

Einleitung der Voruntersuchung über dieselben zu / um dcu

Thatbestand zu constatircn und sich vorläufig Indizien über
den wahrscheinlichen Urheber zu verschaffe«/ zu welchem

Ende das Gesetz gleichzeitig eine «mständliche J«struktio«
über das hiebei zu bcobachte«de Verfahren enthält. Auch die

erstinstanzliche Beurtheilung der Administrativfälle wurde dem

RegicrungSstatthalter übertragen/ jedoch mit Ausnahme der

Straffälle der VcrwaltnngSpolizei / deren Fertigung den

Gerichtsbehörden zugetheilt wurde.

Gesetz übcr die Organisation der Gerichtsbehörden erster Instanz/
vom 3. Dezember t8st.

2. Alö Gegenstück zu dcm obigcn Gcsctze wurde gleichzeitig

mit demsclbcn auch die Organisation und die Attribute
der Gerichtsbehörden erster Instanz in Nähcrem festgesetzt.

Durch diefes Gcfctz wurde die Verwaltung dcr RcchtSpflege

in dem Amtsbezirke dem Präsidenten deS Amtsgerichts/ alö

Richter / und dcm Amtsgericht übertragen / und die Compe-

tenzcn sowohl des cincn/ als des ander«/ sorgfältig bezeichnet.

Nebst denjenigen Funktionen und Geschäftszweige«/ welche

bereits früher den Amtsgerichten obgelegen/ wurde denselben/

in Folge Aufhebung deö OberchcgerichtS, übcrdicß dic

Beurtheilung der Ehe- und PaternitätSfachcn übertragen/
was für diefclbcn keine geringe Gcfchäftövcrmchrung «ach

sich zog. Jn Polizeiwache«/ welche die Oberamtmänner früher
von sich aus befcitigtcn/ wurde die Compctcnz dcö GcrichtS-

präsidentc« cingeschränkt/ und dicjemge des Amtsgerichts auf



eine Geldstrafe von 100 Fr. oder Gefangenschaft von zehn

Tagen festgefetzt. Riicksichtlich der Criminalfachen/ in welchen

dem Gerichtspräsidenten die Führung der Hauptumerfuchung
obliegt / wurde demselben/ in Ermanglung eines Gesetzbuches

über das Verfahren in Straffachen/ eine umständliche

Instruktion an die Hand gegeben/ und die Mittel bezeichnet/

welcher er stch zu Ausmittelung der Wahrheit bedienen könne.

DaS unbeschränkte Vertheidigungsrecht des Angeschuldigten
wurde ebenfalls mittelst einiger Bestimmungen stcher gestellt.

Es kann hier nicht der Ort sein / auf alle die Schwierigkeiten

zurückzukommen, welche stch in Betreff der genauen

Ausscheidung des Gerichtlichen von den Verwaltungsgegen-
stäuden/ sowohl bei dcr Berathung dieser beiden Gesetze selbst/

als nachwärts bei deren Einführung/ erhoben haben.

Dieselben erzeigten stch im Ganzen und mit Ausnahme einiger
Artikel/ welche durch ihre nicht ganz deutliche Fassung zu

Anfragen Anlaß gaben/ als zweckmäßig/ und eS ist zu hoffe«/
daß diefe Institution, welche in theoretischer Beziehung ihre
unbestreitbaren Vorzüge besitzt / auch in praktischer Hinsicht
durch den Erfolg stch bewähren werde.

Dekret über Modifikationen und Abänderungen des Gesetzes über
die Advokaten und Agenten / jenes vom 2. Dezember t83t.

s. Veranlaßt durch verschiedene Anträge des Obergerichts/

iu Betreff seiner Organisation und dcr cinstwciligcn
Anordnung und Feststellung der Gerichtsprans vor
demselben/ mußte stch nämlich daö Justiz-Departement
überzeugen/ daß die eingetretenen Verhältnisse auch in Betreff
der Ausübung des Berufs der Advokaten und Agenten/ und
der Verträglichkeit deöfelben mit öffentlichen Stellen/
verschiedene Abänderungen des Advokatengefetzes nothwendig
machen. Dieses geschah durch daö oberwähnte Dekret, in
welchem gleichzeitig/ Mögender Beförderung mehrerer
Fürsprecher zu öffentlichen Beamtungen / den Prokuratoren für



einige Zeit der Acccß zur obergcrichtlichcn Praxis gestattet

wurde.

Gesetz über die Organisation des ObergcrichtS/ vom tt. April 1832.

4. Auch in Betreff der Organisation deS Obergerichts
wurde vou Seite des Justiz-DcpartementS das Nöthige
angebahnt/ indem durch das bemcldte'Gesetz nicht nur die Attribute

und der Geschäftskreis dieses obersten Gerichtshofes in
Näherem bestimmt und festgestellt/ fondern iiberdicß
vermiedene Vorschriften aufgenommen wurden/ welche im Interesse

einer guten Justizpflcge wünschbar schienen. Hicher
gehört namentlich die Abschaffung des Staupbcsens und der

Brandmarkuttg / indem die fernere Anwendung dieser Strafmittel

mit den gegenwärtigen Grundsätzen unvereinbar schien.

Die Oberaufsicht über die Anwälde/ sowie die Prüfung
derfelben/ wurde ausschließlich dem Obergcricht übertragen.

Diesem Tribunal ist ferner verfassungsgemäß ein Staatsanwald

beigeordnet/ welcher in Folge der von dcm Justiz-
Departement entworfenen Instruktion vom 9. Juli 1832 unter
dem Justiz-Departement steht / und bei dem Gerichtshöfe die

Funktionen eines öffentlichen Anklägers im Interesse dcr

Staatsgewalt versteht. Zugleich ist derselbe verpflichtet/ in
Fällen/ wo das Justiz-Departement Anstand stndet/ gegen

Angeschuldigte von Amtes wegen eine Untersuchung
anzuordnen / schriftliche Anträge und Gutachten zu stelle«.

Diese Beamtuug blieb jedoch/ nachdem Herr Fürsprech

Wildbolz endlich seine Erwählung ausgeschlagen hatte - unbesetzt/

und wurde späterhin provisorisch an Herrn Professor
Hepp übertrage«/ welcher stch anheifchig gemacht hatte/
wenigstens die politischen Untersuchungen zu übcrnchmen.

Dekret über die Organisation der Centralpolizei/ vom 28. Juni 1832.

6. Die Centralpolizci mußte in Folge dcr ncucn
Verfassung und der Aufhebung des bisher mit ihr vcrbundcn g^
wcscncu Vcrhörrichteramtcs in ihrcm wcsentlichcn Bestand



reorganisirt werden. Dieses geschah durch das bcmeldte Dekret
vom 28. Juni 1832/ in Folge welchem diese zu Handhabung
dcr allgemeinen Sicherheitspolizei aufgestellte Behörde
wiederum ans diejenigen Grundlagen zurückgeführt wurde/ welche

in den Kreis ihrer Wirksamkeit gehören. Ueber die Attribute
und die Leistungen der Centalvolizeidirektion wird unten
ausführlicher die Rede sein.

Dekret über die nothwendige Aushülfe zu Besorgung der Praffdial-
gesclMe des Amtsgerichts Bern/ vom 2S. Juni «8Z2.

6. Die Erfahrung hatte gezeigt/ daß es bis zu der

Einführung der Kriminalgerichte und der Vollendung der

Organifation des Gerichtswesens/ dem Präsidenten des

Amtsgerichts Bern wegen der großcn Bevölkerung seines Gerichtsbezirks

und dem umfassenden Geschäftsverkehr dcr Hauptstadt/

welcher durch die Aufhebung des Oberchegerichts/
und da in Folge des Dekrets übcr die, Erneuerung dcr Ge-

meindSbehördcn vom 19. Mai 1832 dem Gemcindrath kein

Strafrecht zusteht/ noch vermehrt worden/ unmöglich fei/
die ihm obliegenden Amtsverrichtungen allein zu bcforgen.

Daher ließ stch der Regicrungsrath durch obigcS Dekret
ermächtige«/ dem Präsidenten deS Amtsgerichts Bern die nöthige

Beihülfe/ sowohl in Kriminalunterfuchungcn / alö auch iu
Betreff der fricdenSrichrcrlichcn Verhandlungen/ beizugeben.

Diefes Gefetz entwickelte besonders feine praktische Wichtigkeit
und Nothwendigkeit/ als die eingetretenen politischen Ereignisse

die Aufstellung verschiedener / besonderer UntcrfuchungS-

richter/ als Gehülfen des Gerichtspräsidenten von Bern/ zur
Folge hatten.

Instruktion für den Untersuchungsrichter des Amtsbezirks Bern/
vom 24. August 18Z2.

7. Aus den nämlichen Gründen und als Folge jenes

Dekrets gab der Regicrungsrath dem Gerichtspräsidenten von

Bern cincn besondern Untersuchungsrichter bei/ dessen Rechte



und Pflichten dnrch eine umständliche Instruktion festgesetzt

wurden. Nach Aufhebung deö Verhörrichteramtes beschränken

stch nun zwar die Funktionen dieses Beamten hauptsächlich
auf den Amtsbezirk Bern; jedoch wurde Vorsorge getroffen/
daß unter besondern Umstände«/ und wenn die Unterfuchung
eine Verkettung von Verbrechen zum Gegenstände hat/ die

stch übcr mehrere Amtsbezirke verbreitet / ihm allfällig auch

eine solche Untersuchung übertragen werden könne.

Gesetz über die Organisation der Sekretariate und Gerichtschreibe¬
reien in dcn Amtsbezirken/ vom 48. Dezember tSZ2.

8. Da nach Art. 4 der Staatsverfassung die Ausübung
der vollziehenden nnd der richterlichen Gewalt in allen Stufen
der Staatsverwaltung getrennt fein soll/ und diesem zufolge

durch die Aufstellung der Ncgierungsstatthaltcr und dcr

erstinstanzlichen Gerichte in den Amtsbezirken die vollziehende

Gewalt von der richterlichen getrennt worden / fo mußte in
Exekution dcr frühern Gefetzc vom 3. Dczcmbcr 1831/ für jcde

diefer Behörden eine eigene Kanzlei errichtet und einer jeden

derfelben ihr Geschäftskreis angewiefcn werden. Daher wurden

in diefcm/ durch eine besondere Commission vorberathenen

Gesetze in jcdcm Amtsbezirke zwei Sekretäre aufgestellt/ ein

Amtfchrciber/ als Sckretör des Regierungsstatthaltcrs/ und

ein Amtsgcrichtfchreiber/ als Sekretär dcs Gerichtsprästdcntcn

und dcö Amtsgerichts. Dem erstern wurde zwar / da er als
Grundbuchführer cine Art von Oberaufsicht über die Notarien
ausüben soll/ das Stipulationörecht genommen/ ihm aber

dafür je nach dcm Umfang der Gcfchäfte eine verhältnißmäßige

Entschädigung zugesichert. Die AmtSgerichtfchrcibcr

hingegen / welchen ncbcn dcu Gebühren / die sie bei gerichtlichen

Verstcigerungen/ GcldStagcn und gerichtlichen Verhandlungen

zn beziehen haben / auch die Ausübung dcS StipulationS-
rechtS / so fern sie hiezu durch Ertheilung eines Amtsnotar-

patcntS die Befähigung erhalte«/ vorbehalten bleibt, haben

auf keine weitere fixe Rémunération Anspruch.



Wenn nun auch diese Einrichtung in finanzieller
Beziehung für den Staat ihre Nachtheile haben mag/ so ist auf
dcr andern Seite unläugbar, daß durch dieselbe sowohl für
die Bedienung der betreffenden Beamten, als des gefammten

Publikums, weit besser gesorgt ist, als früher, wo ein einziger

Amtfchreibcr alle Gcfchäfte besorgen und mitunter von feiner

Stellung auch den Gcbrauch machen konnte, um fich mehrere

Privatarbeit zu verschaffen.

Wcibclgcsch vom 24. Dezember t8S2.

9. Nachdem mittelst Erlassung der obgenannten orga-
schcn Gesetze, und namentlich durch das Gesetz übcr die

Amtspflichten dcr Regicrungsstatthaltcr, sowie dasjenige über die

Organisation dcr Gerichtsbehörden erster Instanz, beide vom

3. Dezember i83i, die nach dcr verfassungsmäßigen Gcwaltcn-
trennung aufgestellten Vollzichungö- und Gerichtsbehörden in
den Amtsbezirken organism, und iu Folge des Dekrets über

die Erneuerung dcr Gemcindsbchörden, vom 19. Mai 1832,
auch die Untcrgerichte neu erwählt worden, glaubte es

nunmehr daS Justiz-Departement an der Zeit, auch auf die

Bedienung dicfer vcrfchiedcncn Behörden, welche bis jetzt

beinahe in allen Amtsbezirken anders besorgt worden, Bedacht

zu nehmen, und demzufolge über die Organifation und die

Dienstverhältnisse der in jedem Amtsbezirk zu bestellenden

Amtswcibel, AmtSgerichtSwcibcl und Unterweibel eine

zusammenhängende Vorschrift zu erlassen. Dieses Gesetz, welches

nicht ohne Zuratheziehung verschiedener, mit den Verhältnissen

auf dem Lande vertrauter Männer berathen wurde,
enthält nun nicht bloß eine Organifation, sondern zugleich

auch, was bisher gefehlt, eine umständliche Instruktion für
die verschiedenen Arten von Weibeln, über die Art und Weift,
wie ste die ihnen obliegenden Verrichtungen zu besorgen haben,

so daß zu hoffcu ist, eS werdc von nun an der Wcibeldicnst
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auf cine gleichmäßige und zum Vortheil deö Publikums
gereichende Weife ausgeübt werden.

^ Dekret über die Organisation der Ortspolizci in den Städten/
vom 12. Wintermonat i8S2.

10. Auch die Organifation der Ortspolizci / zumal in
der Hauptstadt/ beschäftigte daS Justiz-Departement zu

wiederholten Malcu / und vrovozme verschiedene RcgierungS-
befchlüsse/ die hier ebenfalls zu erwähnen sind.

Nachdem nämlich durch das Dekret übcr die Erneuerung
der GemeindSbehördcn / vom 19. Mai 1832/ dem Einwohncr-
gemeindrach bloß noch die niedere Ortspolizei überlassen/ die

höhere Sicherhcits- und Pcrfonalpolizeiaufstcht aber dcm

Rcgicruttgsstatlhalter/ sowie das hicmit verbundene Strafrecht

dem Richtcramt übertragen worden/ fo mußten noch-

folglich auch die frühern NegierungSbcfchliisse/ durch welche

sowohl in der Hauptstadt/ als in den mehrsten Munizipal-
städteit/ den Ortsbehörden gewisse Polizeibefugnisse delegirr
worden waren / einer Reviston unterworfen werden.

Nach vielfältigen Berathungen vereinigte man sich endlich

dahin/ ein umfassenderes/ fowohl für die Stadt Bern/ als
die übrigen Muttizipalstädtt/berechnetes Dekret zu erlassen/
in Folge welches die von sämmtlichen Städten/ kraft besonderer

Concessionen/ bisher ausgeübten Polizeibefugnisse mit
der Verfassung und dem Dekret über die Erneuerung der
Gemeindsbehörden in Einklang gebracht/ und der Begriff dessen/

was fernerhin zur OrtSpolizei gehören folle/ genauer auSgc-

fchiedcn und bestimmt wurde.

Gesetz über die Organisation der Ortspolizei in der Hauptstadt/
vom st, Dezember t8S2.

Zum Behuf der Vollziehung obigen Dekrets in der

Hauptstadt/ wurde von dem Regierungörath/ unter Vorsitz
des Hcrrn RegierungSstatthaltcrs von Bcrn/ cine bcfondcre
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Commission «icdcrgcsctzt/ welche/ nachdem die von ihr
aufgestellten/ allgemeinen Grundlagen von dcm Regicrungsrath
gutgeheißen worden/ cincn ausführlichen Bcfchluß übcrdiesc«
Gegenstand auöarbcitctc/ wclcher fodann von dcm Regicrungsrath/

auf deu Vortrag dcö Justiz-Dcpartemcnts/ mit einigen

Modifikationen fanktionirt wurde.

Durch diefe/ wegen der verschiedenartigen Verhältnisse
in der Hauptstadt mit großcn Jnconvenicnzen und Schwierigkeiten

verbundene Verordnung/ wird die Aufsteht über die

Sicherheit - oder Perfonalpolizei einem von der Regierung
zu erwählenden Polizeidirektor/ als Gehülfen dcs Ncgicrungs-
statthaltcrs/ übertrage«/ und durch diefe Verfügung dcm

bisher gefühlten Ucbclstande ein Ende gemacht/ wonach die

Regierung/ bezüglich auf die Handhabung dcr Polizei/ von

dcm gutcn Willen dcr Stadtbchördcu abhängig war. Zu
Besorgung der zahlrcichcn/ in's großc Detail gchcndcn
Gcfchäfte und Skripturen ist dem Polizcidirektor ein Bureau
untergeordnet / und zu Handhabung der Polizei eine Anzahl
von zehn Landjägern zur Disposition gestellt/ welche zum

ausschließlichen Dienst in der Hauptstadt in den ihnen ange-
wiefeucn Quarticrcn bestimmt find.

Um allen Collisionen zwischen dem Polizcidirektor und
der OrtSpolizei vorzubeugen/ ist in diefem Bcfchluß eine

ausführliche Ausscheidung und Spezifikation der gegenseitigen

Rcchtc und Pflichten/ sowohl des erstern/ als der letzter«/
aufgestellt/ und die Amtsfphäre und Attribute/ sowohl dcr

cincn/ als der ander«/ genau bezeichnet.

Zu Vorberathung derjenigen Polizeiverordnungen oder

sonstigen Anordnungen/ welche ausschließlich die Sicherheit
und Wohlfahrt dcr Bewohner dcs Stadtbezirks betreffen/
wird durch jenen Bcfchluß in Ferncrem eine Stadtpolizeicommission

niedergesetzt/ bestehend aus allen denjenigen,

Beamte«/ welchen gesetzlich Hie Mitwirkung zu Handhabung
der Sichcrhcitöpolizei in der Hauptstadt obliegt.
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Wenn nun auch diese Arbeit noch nicht als Ideal einer

eigentlichen Polizeiordnung für die Hauptstadt angesehen

werden kann, und namentlich eine mehr systematische An«

ordnung wü'nfchcnSwcrth gewesen wäre/ so enthält dieselbe

dennoch viele Gegenstände/ über welche früher keinerlei
Bestimmungen cestirteli/ und ist überhaupt fo vollständig und

umfassend / als dicfcs bei dcm Drang dcr Zcit und Umstände

geschehen konnte / und die praktische Erfahrung ihres
hauptsächlichen Redaktors läßt hoffen / daß dicfclbe kcine wesentlichen

Schwierigkeiten in dcr Ausführung antreffen werde.

II. Civil- und Polizeigefetze.

Preßgeseh vom 9. Hornung 1832.

12. Das erste nnd vielleicht schwierigste Gesetz/ welches

daö Iustiz-Dcpartemcnt vorzuberathcn hatte/ ist das Gesetz

wider deu Mißbrauch der Prcßfreiheit/ die erste Arbeit
solcher Art/ welche sn der Republik Beru/ wo früher Censur
und Preßzwang herrschte/ versucht wurde. Das Justiz-
Departcmcnt gieng hiebet von dcm Grundsatze aus / dcm

Bürger möglichst freien Spielraum in Vcrbrcitung fcincr
Gcdankcnäußerungcn durch dcn Druck zu gestatte«/ und bloß

eigentliche Ehrvcrletzungcn gcgen Behörden odcr Partikularen/
Verstöße gegen die Sittlichkeit/ Aufforderung zu Verbreche«
u. f. w. als Mißbrauch der Preßfrctheit zu bezeichnen und

zu ahnden / indem dergleichen Handlungen / welche fchon an
und für stch ein Vcrgchcn begründen/ um so strafwürdiger
feien/ wenn ste durch den Druck vcrbrcitct werdcn.
Demgemäß wurden je nach der Schwcre dcs Falls und dcr

beleidigten Person gewisse Gradationen aufgestellt/ und tn
Betreff der Ehrvcrletzungen die bereits in der Gcrichtfatzung

aufgestellte Eintheilung in grobc und geringere (Scheltungen
und Schimpf-/ Stich- und Vcrachtuugsreden) beibehalten.

Jn Betrcff des mnclu» prooodelnli wurdc das amtliche
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Verfahren auf dem Polizeiwege alö Regel aufgestellt/ indem

das Justiz-Departement von dcm Grundsatz auSgieng: da

der Staat den Grundsatz der Preßfreiheit aufgestellt/ und

in Folge desselben alle präventiven Maßregeln zu Sicher-
stcllung gegen Ehrbeleidigungen durch die Presse aufgehoben/

habe er zugleich auch die Verpflichtung auf sich genommen/
die Entdeckung und Bestrafung des Pasquillanten möglichst

zu erleichtern/ wozu das ordentliche Civilvcrfahren nicht
geeignet fei. Demungeachtct ist es dem Betreffenden
freigestellt/ gutsindenden Falls auch auf dem Civilwcg fein Recht

zu suchen.

DaS Preßgesetz hat sich seit der Zeit seiner Einführung
im Ganzen als zweckmäßig bewährt/ und als Beweis/ daß

dasselbe weder für die Preßfreiheit im wahren Sinn illusorisch,

noch die darin gedrohten Strafen zu streng sind/ mag

diene«/ daß die Straf-Dispositive desselben in der Regel

nur gegen solche in Anwendung gebracht werden mußten,

welche ihre Leidenschaft nicht zu zügeln vermochten. Die
freie Gedankenäußerung über Gegenstände des vaterländischen

Interesse wurde niemals gehemmt/ und es ist zu bedauern/
daß gerade dasjenige ZeitungSblatt die Animadversion des

PreßgefetzeS erfahren mußte, welches sich sonst als Depositar

des AnstandcS und als Organ deö gebildeten Publikums
ausgab. Einige Lücke«/ welche sich durch die Erfahrung
erwiesen / werden seiner Zeit bei der Revision des Gesetzes

leicht ausgefüllt werden können.

Gesetz über die Emolumente der Advokaten und Agenten vom
14. Mai 18S2.

13. Diefes Gefetz/ durch welches der frühere Tarif
der Advokaten und Agenten aufgehoben wurde, ist zwar
nicht von dem Justiz-Departement/ sondern von einer
besondern s<l Ko« niedergefetzten Commission vorberathen worden,

muß aber demungeachtct alö in den hierseitigen Ge-
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fchäftskreiS gehörend, hier angeführt werden. Durch diesen

neuen Tarif wurde in Gcmäßheil dcr bereits durch die
Verfassung gegebenen Vcrhcißungen die frühere Advokatentaxe
beinahe um einen Drittel herabgesetzt, und in dieser

Beziehung die bisherigen Kosten deö RcchtsgangeS im Jntc-
rcsse dcS Publikums bedeutend vermindert.

Gesetz über die Ausübung des Diöpcnsationsrcchts bei Ehe-
Hindernissen V0M S0. Juni 1SS2.

14. Durch das Gesetz vom is. März i8,?o war das

DispcnfationSrecht bei Ehehindernisscn kraft des damals hcrr-
fchenden Systems, welchem nebenbei auch sittliche Gründe

zur Seite gestanden fein mögen, fehr beschränkt, und auf
manche bcrücksichtigungöwcrthe Verhältnisse nicht anwendbar.
AuS Anlaß eines vor der obersten Behörde gefallenen An-
zngS mußte stch daS Justiz-Departement insbcsondcre

überzeugen, daß es Fälle geben kann, in denen die Zulassung
der Hcirath zwischen Schwägern uud Schwägerinnen wirkliche

Wohlthat ist, und so glaubte man zwar nicht auf
Abänderung der Satzung 46 des PerfonenrcchtS, wohl aber

dahin antragen zu follcn, daß in Auödchnung des Diöpcn-
sationsrechtS unter günstigen Umständen die Dispensation
auch für obige Fälle zulässig wäre. Zugleich wurden in
diefem Gefctz, durch welches das frühere Dekrct vom is. März
1830 aufgehoben wurde, auch einige Vorschriften über die

Dispensation von den ausschickenden Ehehindernisscn dcö

TraucrjahrS und der Wartzcit, fo wie von dem Erforder-
niß dreimaliger Verkündigung aufgestellt.

Tarif für die Schuldbetreibungen vom 6. Juli 18S2.

16. Nachdem der Advokaten-Tarif einer Revision
unterworfen worden, mußte konsequenter Weise auch derjenige

für die Schuldbetrcibungcn, über welchen noch mehr geklagt

worden war, alö über dcn crstcrn, im glcichen Verhältniß
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herabgesetzt werden. Dieses geschah dnrch das bemeldte

Gesetz, durch welches der zweite Titel deö vierten Theils des

EmolumententarifS außer Wirksamkeit gesetzt wurde. Jn
den leberbergischen Amtsbezirken, in welchen der im alten
Kanton gesetzlich bestehende Rechtsgang in Schuldbetreibungen

noch nicht eingeführt ist, wurde durch Beschluß vom

17. August die Exekution diefeö Gesetzes einstweilen susvendirt.

Gefetz über die Gebühren in Vormundschaftösachen vom?. Juli 18S2.

16. Gleichfalls, um den von vielen Seiten deö Landes

und fchon im UebergangSgefetz ausgesprochenen Wünschen,

daß Vorzüglich dcr Emolumententarif, welcher die vormund-

schaftlichcn Angclcgenheitcn zum Gegenstände hat, in
Berathung gezogcn und revidirt werden möchte, und in dcr

Absicht, den wohlthätigen Zweck der ncncn Vormundschaftsordnung

nicht durch cincn übermäßigen und lästigen
Kostenaufwand zu vereiteln, wurden in diefcm Gesctz die bis
dahin in mehrfacher Beziehung dem Publikum lästig gefallenen
Gebühren herabgcfctzt, und hiedurch vorzüglich dcn unbemittelten

Pupillen eine bedeutende Erleichterung verschafft.

Gesetz übcr Aufruhr und Hochverrats vom 7. Juli 18S2.

17. In Betrachtung der Unzweckmäßigst und der

Unvollständigst mehrerer Bestimmungen des crstcn und deS

zweiten Abschnitts des ersten Titels dcS zweiten Theils deS

peinlichen Gesetzbuchs der helvetischen Republik in Betreff
der Verbrechen, welche die Ruhe und Sicherheit des Staates

gefährden, und in Betracht der Schicklichkeit, die

Gesetzgebung des alten und des neuen KantonStheilS hierüber in
Uebereinstimmung zu bringen, fand es das Justiz-Departement,

zumal unter den obwaltenden Zeitumständen für
nothwendig, mittelst mäßigen Strafdrohungcn unscre neu errungenen

Institutionen gegen frevelhafte Angriffe sicher zu
stellen, durch wclchc nicht nur die Ruhe und Ordnung im Jn-
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ncrn gestört, sondern selbst der Zunder zum Bürgerkrieg
gelegt werden könnte.

Das helvetische Gesetzbuch setzte beinahe auf alle gegen

die öffentliche Ordnung gerichteten Handlungen die Todesstrafe.

Diefes fand man in einer Zeit, wo die Leidenschaften

aller Art fo rege geworden zu streng, und glaubte
eö zweckmäßiger, mittelst Erlassung eines neuen, den

Zeitumständen angemessenen Gesetzes auf jene die Sicherheit des

Staates gefährdenden Handlungen in ihren Abstufungen von

Hochverrath, Aufstand, Aufruhr, Aufsammlung von KriegS-
vorräthen, Widerstand gegen Beamte u. s. w. im Verhältniß

zu andern Gesetzgebungen milde Strafen zu bestimmen,
als ein aus einer frühern Zeit herstammendes veraltetes Gefetz

beizubehalten, dessen Anwendung in vorkommenden Fällen

mit großen Schwierigkeiten verbunden gcwefen wäre.

Zugleich hatte man die Absicht, mittelst successiver

Erlassung von dergleichen einzelnen Strafgesetzen allmälig den

Weg zu einer vollständigen Strafgcfetzgebung anzubahnen,
welche bereits feit langem zum dringenden Bedürfniß
geworden ist.

Jn wie weit diefcS Gcfctz zweckmäßig, in wie weit eS

nothwendig war, hat sich durch die seither eingetretenen

Ereignisse zur Genüge erzeigt.

Gesetz über die Ehrverletzungen gegen obere Staatsbehörden vom
2t. December t8S2.

18. Die in der letzten Zeit häusig sich ereignenden

Schmähungen und Vcrläumdungen gegen Behörden und

Beamte, durch welche Ucbelgesinnte daS Ansehen der

Regierung herabzuwürdigen versuchten, veranlaßte das Justiz-
Departement auf die Mittel Bedacht zu nehmen, mittelst

welchen das Ansehen und die Ehre der verschiedenen Staats-
behörden uud Beamten gegen dergleichen freche Angriffe
geschützt, und die Fehlbaren auf gesetzlich bestimmtem Wege
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zur angemessenen Satisfaktion und Strafe gezogen werden

können. ES liegt i« der Natur der Sache, daß öffentliche

Behörden und Beamte«/ welche in der Ausübung ihres Amtes

iujurirt werden, nicht auf die nämliche Weife wie
Privaten gehalten fein können, für ihre verletzte Ehre anf dcm

ordentlichen Civilwcg Recht zu fuchcn/ und sich auf folchc

Weife der Unannehmlichkeit eines langwierigen Prozesses

mit einem Gegner auszusetzen/ dessen Bestreben natürlich
dahin geht, durch Jncidcntc und Umtriebe aller Art die

Sache auf die lange Bank zu schieben / uud welchem cbcn

dadurch Gelegenheit verschafft würde/ in feiner Vertheidigung

feinem Muthwillcn freien Lauf zu lassen. Da indcffen

in Folge der in der Gerichtsatzung enthaltenen Vorschriften
von einigen Praktikern behauptet wurde/ daß Ehrverlctzun-

gen jeder Art, fei eS nun gegen Privaten oder öffentliche

Beamte/ moào «iviii zu fertigen feie«/ so hielt eS das

Justiz-Departement für nothwendig, durch ein besonderes

Gesetz die Bestimmung aufzustellen, daß von nun an
Ehrverletzungen gegen die obern Staatsbehörden und Beamten
als Polizcivcrgehen angefehcn und mithin von dcm Richter
ex «skwio vindicirt werden sollen.

Neben diesen wichtigern gesetzgeberischen Arbeiten wurden

vsn dem Regierungsrath auf den Antrag des Justiz-
Dcpartcmcnts noch verschiedene Beschlüsse und Verordnungen

erlassen, die aber hier nicht alle aufgezählt, fonder»
im Verfolg gelegentlich erwähnt werden können.

». Justizpflege.
So wie nach jedem Regierungswechsel, H war auch

beim Antritt der gegenwärtigen Regierung die Handhabung
der Justiz mit außerordentlichen Schwierigkeiten verbunden.

Die Bande des Gehorsams waren in Folge dcr eingetrtte-



19

imi politischen Ereignisse lockerer geworden/ und es war
hohe Zeit/ der hie und da eingerissenen Ziigellostgkeit durch

ruhiges und kräftiges Einschreiten von Seite der Behörden
und Beamten entgegenzuwirken. Verschiedene Umstände standen

jedoch der Wirksamkeit der Behörden hindernd im Wege.
Die Regierungsstatthalter und Gerichtspräsidenten/ welche

an den Platz der abgetretenen Oberamtmänncr getreten meist

Landleute waren neu, mit dcn Geschäften unbekannt/ und
öfter nicht energisch genug/ um zu Wiederherstellung der

Ruhe und gesetzlichen Ordnung kräftig mitzuwirken. Hiezu
kam/ daß die in Folge der Gewaltcntrennnng statt gehabte

AuSfchcidung dcr Vcrwaltungsgegcnstände von dem Gerichtlichen

Anfangs zu Mißverständnissen und Ungewißheiten fo-
wohl von Seite der Beamten als von Seite dcö Publikums
Anlaß gab., welches letztere früher für alles und jedes nur
einen Beamten im Amtsbezirke gekannt hatte.

Diesen Schwierigkeiten suchte das Justiz-Departement
durch Weisungen/ Instruktionen und Kreisschreiben aller
Art Abhülfe zu verschaffe«/ und ließ eS überhaupt an Er-
Mahnungen zu kräftiger Handhabung dcr Gesetze nicht
mangeln/ welchen jedoch nicht überall gleich Folge geleistet wurde.

Insbesondere hielt es schwer/ den besonders im Seeland

und Bisthum überhand nehmenden Holz- und
Jagdfreveln/ unbefugtem Weinausfchenken/ Winkelwirthfchaften
zu steuern/ indem in diesen Gegenden mehr oder weniger der

Glaube rege geworden war/ die obrigkeitlichen und Privar-
wälder seien als herrenloses Gut/ und die Wirthfchafts-
Conccssionen als Ausübung eines freien Berufs zu betrachten/

waS nicht wenig beitrug/ die Beamten in ihrer
Wirksamkeit zu lähmen. Um diesem Unwesen zu steuern/ erließ
der Regierungörath verschiedene Verordnungen und Cirkularschreiben

*) und auch daS Justiz-Departement ermangelte

t) Verordnung gegen die Holzfrcvel vom 2g. Oktober issi.
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dnrch wiederholte und ernstliche Weisungen aufzufordern/
sirenge auf dergleichen Frevel zu wachen.

Auch in Betreff dcS hie und da eingerissenen BettelnS
erließ der Regierungörath ein Cirkular zu Handhabung der

bestehenden Polizei. Verordnungen, und durch ein späteres

Kreisfchreiben, ebenfalls von dem Justiz-Departement
berathen/ wurden die nach Vorfchrift der Armenordnung gegen

Gemeindsangehörige, welche ihren Gemeinden durch ihr
Lebwesen beschwerlich fallen, zu verhängenden Strafen als
Polizeimaßnahmen den Administrativbehörden übertragen.
Ein umfassendes KrciSfchreiben übcr Handhabung dcr Po-
lizeiverordnungcn vom 8. August 1832 wurde direkt von dem

Regierungörath überlassen. Die hin und wieder außer Acht
gelassene Fremden-/ Markt- und Hausirpolizei veranlaßte
endlich das Justiz-Departement die dicßorts bestehenden

Polizeivorfchriftcn den sämmtlichen Negierungsstatthaltern
in Erinnerung zu bringen.

Vermöge seines Oberaufstchtsrechtcs übcr dcn gefamm-

ten Gang der Rechtspflege provocirte das Justiz-Departement

ebenfalls verschiedene Verfügungen und Weisungen,
um einerseits die gegenseitigen Verhältnisse der Rcgierungsstatthalter

und Gerichtspräsidenten/ so wie ihre Competenze»,

welche im Gesetz vom 3. December i83i nur in ihren
Grundzügcn angegeben sind, zu regeln und festzusetzen/ und

anderseits eine für den Geschäftsgang nothwendige Controlle
einzuführen.

s) Krcisschreibe» des RcgierungSrathS an alle Regierungs-
Statthalter und Gerichtspräsidenten wegen Bestrafung der

Holzfrevel vom 12. März !8I2.
*) Kreisfchreiben des Regicrungsraths an alle Rcgierungsstatt¬

halter übcr Maßnahmen in Armenfachen vom 2«. Juli <8Z2.

Kreisschrciben vom t?. April t«S2.
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In dieser letzter« Beziehung ließ das Justiz-Departe,
ment zum Behuf der nach Anleitung des 47 deS obgemeld-

tcn Gesetzes von dcn RegicruugSstatthaltcrn und Gerichts-
prästdcnten einzusendenden Monatsrapporte aus der übcr alle

Criminal- und Polizcisachen zu führenden Controlle ein
gleichförmiges Formular drucken und auSthcilcn. Zum gleichen
Zwecke wurde den Gerichtspräsidenten zur Pflicht gemacht,
dem Negierungsstatthalter über alle diejenigen Geschäfte,
über welche er entweder eine Voruntersuchung eingeleitet/
oder auf andere Weife verhandelt hat, von dcn getroffenen

Verfügungen wenigstens alle Monate Kenntniß zu geben.

Eine Rüge des Obergerichts endlich veranlaßte das

Justiz-Departemcnt/ dcn sämmtlichen Negierungsstatthalter«
die Weifung zugehen zu lassen / den Bemerkungen, zu denen

die Criminalkommissiou oder das Obergcricht felbst in
Betreff der Voruntersuchungen sich veranlaßt finden möchte, i«
vorkommenden Fällen jeweilen Rechnung zu tragen.

Verschiedene Einfragen über die Rckursfähigkeit solcher

Urtheile, durch welche theils Geldbußen, theils Gefangen-
fchaftöstrafen kumulativ verhängt werden, wurden dahin
beantwortet: Daß nach dem Sinne dcS Gesetzes Fr. i«
Buße einer Gefangenfchaftsstrafc von vier und zwanzig Stunden

gleich zu achten, und mithin eine Sentenz rekursfähig
sei, sobald nach dieser Berechnung die Gcsammtfumme mehr
alö einhundert Franken betrage, f)

Eine andere Einfrage endlich, ob das bei dem abgctre-

tcncn Ehegcricht eingcführt gewesene KsnstiOium silenti! in
PateriiitätSfachen noch dermalen anwendbar fei, wurde unter

gewissen Beschränkungen bejahend entschieden, ff)
*) Cirkular vom 20. März t8S2.

**) ts. Oktober 4832.

t. Oktober t8S2.
-Z-) j. August 1832.

-tt) I. August t833.
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Nebst diesen ans die Justizpflege im Allgemeinen Bezug
habenden Verfügungen stnd dem Justiz-Departement durch
den 28 des DepartementalgesetzeS im Besondern noch fol-
gende Geschäftszweige zugetheilt/ über deren Leistungen hier
einzutreten ist.

t) Die Untersuchung aller gegen Gerichtsstellen oder

einzelne Beamte einlaufenden Klagen.
DaS unbeschränkte Recht der Bcfchwerdeführung/ welches

die Satzung S30 der Civilprozeßform jedem Staatsbürger

zusichert/ wurde im Lauf des ersten Jahres ziemlich
häusig in Ausübung gebracht/ was bei der Neuheit der

sämmtlichen Beamten um fo begreiflicher ist/ als unter den

gegenwärtigen Verhältnissen von diefem Recht viel leichter
Gebrauch gemacht werden kann/ als diefes dcr Umstände

halber früher der Fall war. Die Zahl der eingelangten
Befchwerde« feit Einführung dcr Verfassung beläuft sich je-
doch auf mehr nicht als 66/ was gewiß nicht viel genannt
werden kann/ wenn man bedenkt/ daß bei der bestehenden

Gewaltentrennung nunmehr gegen zwei Beamte in jedem

Amtsbezirk geklagt werden kann. Bei Behandlung diefer
Befchwerde« gieng das Justiz-Departement von dcm Grundsätze

aus/ daß nur bei eigentlichen Formverletzungcn oder

wenn von Seite eines Beamten eine gesetzliche RechtShülfe

verweigert worden / der Fall dcr Bcfchwerdeführung eintreten

könne; hingegen richterliche Urtheile/ infofern über daö

Materielle derselben geklagt wird/ nur auf dem Wege der

Appellation angefochten werden dürfen/ weil der Richter
nach Satznng 121 der Prozeßform für feine Urtheile nur
Gott und feinem Gewissen verantwortlich fei. Die
konsequente Befolgung dieses Grundsatzes war um so nothwendiger/
als von verschiedenen Seiten versucht wurde, gegen Urtheile/
welche der richterlichen Compecenz unterläge«/ auf dem Wege
der Befchwerdcführung aufzutreten. Dergleichen Beschwerden

wurden aber jedesmal/ als übel angebracht, abgewiesen.
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Die eingelangten Klagen waren meistens gegen richterliche

Verfügungen und nur selten wider die personliche
Handlungsweise des Beamten gerichtet. Hingegen sah stch

das Justiz-Departement von Amtes wegen veranlaßt / das

nachläßige Benehmen eines Gcrichtsbcamten zu rügen und

auf eine Unterfuchung anzutragen. Ein einziger Vollziehungs-
bcamter mußte wegen nicht gehöriger Erfüllung eines ihm
zugegangenen Auftrags/ wozu ihm die nöthigen Mittel an
die Hand gegeben worden, da er zu freiwilliger Entlassungs-
nahme nicht zu bewegen war, abberufen werden.

2. Alle Administrativstreitigkeiten / in welchen dcr

Regicrungsrath als obcrinstanzlicher Richter abzusprechen hat.
Diefe waren oft langwierig und betrafen weftntliche Interessen

besonders wenn es sich um verschiedenartige
Verhältnisse im Innern einer Gcmcindc, odcr von einer
Gemeinde zur ander«/ odcr um vcrwickcltc VormuudschaftS-

augelegcuheitcn handelte. Jn dem Jahr 1832 beschränkte

sich jedoch deren Zahl auf fünfzehn, indem das Justiz-
Departement / in Ermanglung eincS bleibenden Referenten,
mehrere dergleichen Geschäfte/ welche von dcm abgetretenen

Justizrath unerledigt hinterlassen worden waren / anfangs

nicht fogleich in Berathung nehmen konnte. An Compctenz-

streitigkeiten zwischen dem Gerichtsstand des bürgerlichen und

demjenigen des AdministrativrichtcrS crhob sich im Jahr 1832

nur eine von einiger Bedeutung, nämlich in Betreff der

gegen Herrn Altamtfchrcibcr Stettler von Wangen
eingelangten verschiedenen Rcttamationcn wegen tarifwidrigeu
Überforderungen. Diefer negative Comvetenzconflikt beruhte

jedoch lediglich auf eincr Undcutlichkcit deS GcfctzeS in Rücksicht

dcr Straffälle der Vcrwaltungspolizei, dic durch daö

Gefetz vom 3. Dezember 1831 dcn Gerichtsbehörden zugetheilt
worden sind.

3. Die Einleitung derjenigen Fiskalprozesse, welche in
Folge Departementalgeseycs und dcS Gesetzes vom 3. Dczem-

bcr 1831 dem Justiz-Departement übcrtragen ist.
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Auch in Rücksicht der Criminaljustizpflege gieug das

Bestreben deS Justiz-Departements dahin, dieselbe, so weit
eS sich bei unserer unvollständigen Strafgesetzgebung und in
Ermanglung eines ordentlichen Strafverfahrens thun ließ,
zu verbessern, und namentlich so viel möglich das rasche,

oft sogar willkührliche, Einschreiten, welches früher hin und

wieder Stoff zu Klagen gegeben, zu verbannen.

Jn dicfer Beziehung bewährte stch insbcsonders die in
Folge der Gewaltentrennung eingeführte Söndcrung der

Voruntersuchung von der Hauptunterfuchung, indem dadurch

der Gerichtspräsident in dcn Stand gefetzt wurde, unpar-
theiifch und ohne vorgefaßte Meinung zu prüfen, ob sich aus

den VorunterfuchungSaktcn hinlänglicher Stoff zu Anhcbung
dcr Spezialinquisition ergcbc. Jn zweifclhaftcn Fällen machten

die Regierungsstatthaltcr und die Gerichtspräsidenten oft
mit besonderer Geneigtheit von der Befugniß Gebrauch, die

Akten dem Justiz-Departcmcut zu übermachcn, welches
fodann nach Erdaurung der Akten die angemessenen Weifungen
ertheilte. Nicht selten hatten die abgetretenen Oberamtmänner

bei hartnäckigem Läugnen oder Widerspenstigkeit des

Jnqnisiten zu dem Mittel ihre Zuflucht genommen, gcgcn

diefe körperliche Züchtigungen anzuwenden, wozu sie in Folge
Cirkulars des Kleinen Raths vom 28. August 1809 unter
gewissen Umständen befugt waren. An den Weibspersonen
dann wurden diese Züchtigungen mittelst eines Instruments
vollzogen, dessen Name eben so übel berüchtigt ist, als die

Art seiner Wirksamkeit unschicklich war. Diese körperlichen

Züchtigungen wurden, als mit dcr Verfassung und den

herrschenden Grundsätzen unvereinbar, abgeschafft

Jn Betreff deS VertheidigungsrcchtS dcö Angeklagten

war bereits früher die Verfügung getroffen worden, daß eS

*) Cirkular vom ts. August lsss.
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in desselben oder seines Vertheidigers Willkiihr liege, seine

Sache schriftlich oder mündlich zu verfechten *,).

Jm Laufe des Jahres 1832 wurden von dem Justiz-

Departement, fowohl in Criminal- alö Polizcifällcn, in
Allem zwei und stebcnzig Fiskaluntersuchungen verhängt.

Auch die politischen Untersuchungen nahmen im Verfolg die

Zeit des Justiz-Departements öfters in Anspruch, indem

dasselbe nicht nur in den Fall kam, dem Regierungörath
über verschiedene, auf den Gang dcr Unterfuchungcn
einwirkende, Gegenstände Bericht zu erstatten, fondern übcrdicß

beständig mit Einfragen und Gefuchcu aller Art behelligt

wurde.
4. Als Ausfluß dcr Criminaljustizpflege hat daS Jnstiz-

Dcpartcmcnt fcrncr die Vorfchläge über Milderung oder

Nachlaß von Strafurthcilen abzufassen. Die Zahl dicfcr

Begnadigungsbegchren betrug vom 21. Oktober i83i bis

31. Dezembcr I832 zusammen, 232. Das gute Betragender
Sträflinge in den Zuchtanstaltcn, je uachdem sich nämlich

dieselben in der Classe der Bessern befanden odcr nicht, kam

hiebei vorzüglich in Betrachtung; doch hatte man die Regel

angenommen, dergleichen BcgnadigungSbegchrcn nur nach

Verfluß von drci Vierteln dcr Strafzeit zu empfehlen.

s. Sowie die Aufsicht übcr die gcfchwornen Schreiber
in ihren verschiedenen Abstufungen von Notarien,
Amtsnotarien uud Amtfchreibcrn dcm Justiz-Departement
übertragen ist, fo steht auch unter demselben das Examinatoren-

collegium, welches die Aspiranten zum Notariate zu prüfen
hat. Von dem hiesigen Collegium, in Folge Beschluß des

Regierungsraths vom 26. Dezember 1832 aus einem

Mitglied des Justiz-Departements, als Präsident, und vier
erfahrnen Amtönotaren und Notaren bestehend, wurden vom

21. Oktober i83i bis Ende Dezembers I832 in Allem fcchs

*) Cirkular vom 2s. April l8S2.



und zwanzig Candidami geprüft. Das PrüfungScollcgium
der Notare im Leberberg anbetreffend/ so wurde dasselbe

am 18. Dezember 1832 von dem Justiz-Departement ebenfalls

neu erwählt/ und daö Oberamt Münster auch noch für 1833

als Versammlungsort bezeichnet.

Außerdem hatte das Justiz-Departement die Vorschläge
über fämmtliche/ in Folge GcfctzeS übcr dic Organifation
der Sekretariate vom 18. Dezember 1832 neu zu besetzenden

Amt- und Amtsgerichtschreibcrstcllcn/ die Vorschläge für die

Gerichtfchreibcr der sämmtlichen Untcrgcrichte dcs CantonS/
sowie diejenigen für die vakant gewordenen Amtönotarstellen
zu mache«/ was bei der großen Masse eingelangter Empfehlungen

und dcm Zudrang dcr Aspiranten keine geringe
Bemühung war.

Einen namhaften Zuwachs von Geschäften im Verhältniß
zum Justizrath erhielt daS Justiz-Departement durch die

Einführung deS' PctitionSrechts / 'in Folge welchem dem

Departement alle diejenigen Vorstellungen und Bittfchriften
zur Begutachtung zugcwicfen wurden/ welche in den

Geschäftskreis der Justiz einschlugen. Hichcr gehören namentlich

die häufigen Difpenfationsbegehrcn in Ehefachen/ welche

einzig stch auf die Zahl von sieben und dreißig belaufen;
fcrncr dic Wahlvorfchläge für die unter dem Justiz-Departement

stehenden Beamtungen/ die nicht minder häufigen
Anzüge über Gegenstände dcs JustizwefcnS u. f. w. Als von

allgemeinem Interesse verdient hier vorzüglich bemerkt zu

werden der Anzug über die Entschädigungsansprüche der im

Jahr 1814 wegen politischen Umtrieben Verurtheiltcn/ zu

deren nähern Erörterung auf den Antrag des Justiz-Departements

eine Spezialcommission niedergefetzt/ und übcrdicß

dic Betreffenden durch ein Dekret in den ehcvorigen Zustand

ihrer bürgerlichen Ehrenfähigkeit wieder eingefetzt wurden.

Was die große Menge laufender Gcfchäfte anbetrifft /
so kann es nicht der Ort sei«/ hicrübcr in diesem gedrängten
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Bericht einzutreten/ sondern es beruft sich daS Justiz-Departement

dießortS auf die in Anschluß beiliegende tabellarische

Uebersicht/ welche eine Anzahl von ssoi Geschäfte«/
worunter 760 Vorträge au den Regierungsrath/ ausweist.

c. Polizeisachen.
Die dem Justiz - und Polizei-Departement übertragene

Aufsicht in Polizeisachen erstreckt stch über die gesammte

Criminal- und Sicherheitspolizei/ und namentlich übcr die

Centralpolizcidirektion mit ihrcm ganzen Personal/ die

sämmtlichen Gcfangenfchaften/ die Zuchtanstaltcn/ das Land-

jägercorpS mit Inbegriff der übrigen Polizcibcamtcn/ die

Fremdenpolizei / die Gewerbspolizci und dic Löschanstalten.

t. Centralpolizei.

Dic Centralpolizcidirektion mußte in Folge der neuen

Verfassung in ihrcm wesentlichen Bestand reorganistrt werden.

Dieses geschah durch das Dekret vom 28. Juni 1S32/ durch

welches/ wie gesagt/ die Centralpolizei wiederum auf
diejenigen Grundlagen zurückgeführt wurde / welche ihre
Wirksamkeit und Thätigkeit nothwendig bedinge«/ und sorgfältig
alles Fremdartige/ und zumal das früher mit der Centralpolizei

verbunden gewefcnc Vcrhorrichteramt/ davon auSgc-

schieden'und entfernt ward, damit dieselbe mit den herrschenden

constitutionellen Grundsätzen und mit den bestehenden

Einrichtungen in Einklang gebracht werde.

Unter derselben stehen, nebst der allgemeinen
Sicherheitspolizei und der Oberdircktion des Landjägercorps, die

Polizei über die Fremde«/ welche nicht im Fall einer Niederlassung

auf eigene Rechnung sind/ namentlich die Handwerksgesellen,

das Paßwesen/ die Besorgung der Gefangenschaften

in der Hauptstadt / die gesammte Markt - und Hausirpolizci
und die Armcnfuhren.



In Betreff deö Personals hingegen erfolgten vermöge

der neuen Organifation wesentliche Veränderungen. Wie
diefcS in den meisten Cantonen der Fall ist/ wurde im § s

dcö Dckrcts die fakultative Vorschrift aufgestellt, daß der

Central-Polizei-Direktor auch aus dcm Mittel des Negie-

rungS-Raths genommen werden könne/ indem eS für dcn

Geschäftsgang nothwendig schien / daß dcr oberste Polizeibeamte

jeweilen in dcr Mitte jener Behörde sitze/ damit er

im Fall sei/ sowohl dieselbe von allen wichtigen Verfiiguugen
und Begebenheiten officicll zu unterrichten/ als auch vou

ihr in dringenden Fällen alsogleich direkt die erforderlichen
Befehle empfangen zu können. Zu dcm Ende ist dem Central-
Polizci-Direktor ein Adjunkt odcr Stellvertreter beigegeben,

welcher dessen Funktionen im Fall von Dicnstverhinderung
zu besorgen hat. Das Sekretariat besteht aus einem
Sekretär und einem Substituten für das Expcditionsbüreau.

Aus der in Anschluß beiliegeudcn tabellarischen Uebersicht

ergiebt stch, daß die Central-Polizci rückstchtlich dcr

Paß-Polizei im Jahr 1832 14,367 Visa und 432 neue

Päße und Wanderbüchcr ertheilt hat. Aufenthaltsfcheine
und Arbcitszcugnisse wurden 4,366, und Hausir - Patenten
846 ertheilt. Die Zahl dcr Arrestanten während dieser Zeit
bcläuft stch auf i,o43/ diejenigen der im Signalementenbuch
ausgcfchriebenen Vcrbrcchcr auf 491. Ferner wurden im

Jahr 1832 in allem 2i4 Eiufpcrrungsstrafcu vollzogen,
und 144 Züchtlinge entlassen. Die Zahl der von äußern

Behörden eingelieferten Verbrecher beträgt 13, diejenige der

ausgelieferten 12. 'Die Armenfuhr-Anstalt erzeigt 67

Armenfuhren und 126 Unterstützungen durch Reisegelder. Die
Zahl der im Jahr I832 in den verschiedenen Gefängnissen

der Hauptstadt enthaltenen Perfonen beträgt 1,162. Das
Totale der von der Central-Polizei erlassenen Missiven

beträgt i,468.
Diefe Dam beweisen hinlänglich, was von der Central-
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Polizei geleistet worden. Und wenn auch diese Behörde
bis jetzt uoch nicht allen nnd jeden Forderungen entsprochen

hat, so ist in Erwägung zu ziehen, daß der Chef so wie
die meisten Angestellten derfelben durchaus neu dazu gekommen

sind, und daß der mit dem Geschäftsgang vertraute Herr
Adjunkt durch feine Krankheits-Umstände längere Zeit
verhindert war, an den Geschäften thätigen Antheil zu nehmen.

2. Gefangnisse.

Die Gefangenschaften, die in der Hauptstadt, wie
fchon bemerkt, nnter der speciellen Aufsicht dcr Central -

Polizei, in dcn Amtsbczirkcn unter derjenigen dcr

Rcgierungsstatthalter stehen, nahmen wiederholt die Aufmerksamkeit

der obern Aufsicht - Behörde in Anspruch, indem sich

ergab, daß dicfclbcn in kläglichem Zustandc hinterlassen worden

waren, und an vielen Orten Decken, Bettstcllcn, Kopfkissen,

kurz die aller unentbehrlichsten Bedürfniße mangelten. Daher
wurden namentlich auf den Schlößern Thun und Burgdorf
und zu Saanen allmälig Anstalten getroffen, um die Gefan-
genfchaften besser und zweckmäßiger einzurichten. Fast kein

Oberamt wurde ohne einige Abhülfe gelassen, und wo Zeit
und Kosten größcrc Unternehmungen und Bauten behinderten,
wurde dennoch der innere Zustand dcr Gcfangcnfchaften
dadurch verbessert, daß man die betreffenden Oberämter anwies,
die erforderlichen Bettstellen, Pritschen, Strohfäckc u. s. w.
anzukaufen, und denfclben überdics Bettdecken und andere

Effekten aus dem hiesigen Zuchthaus - Vorrath anwies. Auch

für eine zweckmäßige Bcheizungs - Art wurden von dem Re-

gierungs - Rath die erforderlichen Aufträge ertheilt.
Der Mangel an brauchbaren Gefangmfchaftcn, zumal

für Staatsgefangene, zeigte sich aufs augenscheinlichste,

alS^die eingetretenen politischen Ereignisse zahlreiche Arresta-

tionen^zur Folge hatten. Mit Noth konnten einige Zimmer
im neuen Zuchthaus und auf dcm Aarbcrgcr - Thor disponi-
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bel gemacht werden,, während für andere Staatsgefangene
der Erlachcryof und dcr äußere Spital in Requisition
gesetzt werden mußten. Dieser Umstand veranlaßte daö Justiz-
Department, zu wiederholten Malen die Einrichtung einer

eigentlichen Enthaltungs-Anstalt für Staatsgefangene <>»>.

son <l'«rr6t) bei dcm Regicrungs-Rath ernsthaft zur Sprache

zu bringen, welcher denn auch nicht ermangelte, dem Bau-
Dcpartcmem zu dcm Ende die erforderlichen Aufträge zu

gebcn.

3. Zuchtanstnltcn.

Die zu Enthaltung verurtheilter Gefangenen bestimmten

Strafanstalten sind theils in dcr Hauptstadt fclbst,
theils zu Pruntrut und Thorberg.

». Zuchthaus zu Bern.

Das hiesige neue Zuchthaus ist unstreitig eines der schönsten

Legate der abgetretenen Regierung. Seine äußere

Schönheit entspricht der Zweckmäßigkeit und Ordnung der

innern Administration. Bekanntlich beruht diese Anstalt weder

auf dcm rcinen Pönitentiar-Systcm, noch kann ste alö eine

allein auf Sichcrstcllung abzweckcnde Strafanstalt angcfehen

werden, fondern cs ward dabei ein Mittelweg eingefchlagcn,

welcher allerdings vieles für stch hat. Demnach befinden
stch die Züchtlinge nicht gänzlich abgeföndert von einander,
doch sind in sedem der beiden Flügel nebst den nöthigen
größern uud kleinern Schlaf-uud Arbeitszimmern noch eine

Anzahl von sechs und fünfzig einsamen Zellen zu besserer

Absonderung und Claßirung der Sträflinge angebracht,
welche Einrichtung stch als hinlänglich bewährt erzeigt hat.

Die VerwaltungS - und Aufsichtsbehörde besteht aus einem

Direktor, der in dem Gebäude wohnt, und dessen specieller

Leitung die ganze Anstalt anvertraut ist, einem Buchhalter,
der die Ockonomie besorgt, einem Prediger, einem Arzt
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und Wundarzt/ nebst zwei uud dreißig untergeordneten
Angestellten beiderlei Geschlechts. Im Rapport des Herrn
Zuchthauödirektors wird übcrdieß die Aufstellnng eines eigenen

Beamten dringend wünschenswerth erklärt/ einerseits
um die Leitung und Aufsteht über die innere Beschäftigung
der Züchtlinge zu führen/ und anderseits als Oekonom

sowohl das Magazin alö den Einkauf dcr rohen Stoffe und

den Verkauf der fabricirteu Waaren zu beforgeu. Alle diefe

Angestellten ziehen im Verhältniß zu andern Canronen wcit
geringere Besoldungen/ und stnd auch in geringer Zahl.

Die Züchtlinge/ deren Anzahl stch gegenwärtig auf 33Z

(worunter 240 im Schallenhaus und ss im ZuchthanS
Enthaltene) beläuft/ werden bei der guten Jahreszeit mit
äußerer Feldarbeit/ und bei Bauten sowohl für dcn Staat als

für Partikularen/ und im Winter mittelst Erlernung und

Betreibung nützlicher Handwerke beschäftigt. Für den

Religionsunterricht ist bekanntlich durch eineu eigenen Gefan-
genfchaftöpredigcr gesorgt. Das approximative Ausgeben

der Anstalt pro 1832 beträgt Fr. S9,oo0/ woran die Züchtlinge

durch Arbeitslöhne und verkaufte Fabrikate abvcrdient

haben : Fr. 24M«.

K. Zuchtanstalt zu Pruntrut.

Der Gang dcr Verwaltung diefer Strafanstalt ist im
Ganzen und befonderS in ökonomischer Rücksicht befriedigend.
Daö Personal besteht gegenwärtig aus einem Inspektor/
alS Vorsteher/ einem Oekonom uud drei Aufsehern. Nach
Ausweis der diesfalligen Mutationstabelle waren im Lauf
des Jahres 1832 in allem si Sträflinge worunter zehn

Weiber dafclbst enthalten. Ihre Beschäftigung besteht

bei der guten Jahrözeit in äußerer Arbeit für Partikularen/
welche sedoch wegen den eingetretenen Unruhen einige Zeit
eingestellt worden war, fo daß Her dieöfällige Verdienst pro
1832 bloß Fr. 452. Rp. 95. abwirft. Hingegen erzeigt dcr
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Ertrag der von der Anstalt in Pacht genommenen Grundstücke

cincn Werth von Fr. 933. Rp. 4«. Die innere
Arbeit besteht wesentlich in der Weberei/ als deren Fabrikat
an Partikularen 7,«56 Ellcn verkauft wurden, welche eine

Snmme von Fr. 802. Rp. io. abwarfen; die 3S2 übrigen
Ellen wurden zum Gebrauch des HaufeS verwendet.

«. Anstalt zu Thorberg.

Von den daselbst vorhandenen vcrfchiedencn Instituten
steht eigentlich bloß die Enthaltung^ - und Kostgänger -
Aufsicht-Anstalt unter der Leitung des Justiz-Deparrcmcntö.

WaS diese letztere Anstalt anbetrifft/ so ist ste vorzüglich

für Perfonen eingerichtet, welche wegen unmoralischer
Aufführung, Hang zur Trunkcnheit und Schwclgerei, zwar noch

keinem richterlichen Urtheil untergclegen, allein auf Begehren
der Eltcrn odcr Vormundfchaftsbchörden unter angemessene

Aufsicht gesetzt und eingeschränkt werden müßen/ ohne jcdoch

ihrer Frcihcit gänzlich beraubt zu werden. Dergleichen
Individuen befanden sich auf i. Jänncr 1832 sieben in Thorberg;

im Laufe des Jahres wurden jcdoch drei frische

aufgenommen, dagegen vier Perfonen, worunter ein Gemüths-

krankcr, völlig gehcilt, entlassen.

Als eigentlicher Gefangener hingegen darf nach

angenommenem Grundsätze niemand in Thorberg enthalten werden,
er sei denn durch richterlichen Spruch dazu verurtheilt worden.

Die Zahl dieser Gefangenen belief sich im Anfang des JahreS

auf neun, und vermehrte sich im Lauf desselben bis auf
fünfzehn, fünf Gefangene blieben auf Ende Jahres in der

Anstalt.
Sowohl die Aufnahme als die Entlassung dicfer

Kostgänger und Gcfangcncn geschah jcweilcn mit Autorisation
des Justiz-Departements, oder auf Befehl des Regierungs-

Raths und sowohl die einten als die andern wurden zu

einer ihren Fähigkeiten und Kräften angemessenen Beschäftigung

angehalten.
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Landjäger-Corps.

DaS Landjäger-Corps, unter einem eigenen Commandanten/

aber unter der obern Leitung des Ccntralpolizei-
direktorS/ ist ausschließlich zur Handhabung der öffentlichen

Sicherheit und Ruhe im Innern dcS Cantons bestimmt.
Es steht unter militärischer Disciplin und Subordination/
und ist sowohl hiefür als für den Dienst überhaupt in
Divisionen und Sektionen eingetheilt. Seine dermalen noch

prooiforifch bestehende Einrichtung erhielt es im Jahri809;
cs steht jedoch demselben eine allmälige Reorganisation bevor,
indem bereits viele Entlassungen erfolgt sind/ und noch mehrere

erfolgen werden, sobald gegründete Beschwerden über

Unzuverläßigkeit oder mangelhafte Pflichterfüllung der
Betreffenden einlaufen follten.

Als ein Nachtheil für das Corps mußte angesehen werde«/
daß der Chef desselben mehrentheilS bloß vroviforifch angestellt

war/ indem diese zumal unter den damaligen Verhältnißen

hochwichtige Stelle bis zur definitiven Besetzung

durch Herrn CliaS versehe« wurde/ welcher fich mit großer
Bereitwilligkeit und Patriotismus hiezu gebrauchen ließ/
obschsn es nicht in feiner Abficht lag / diese Stelle je
bleibend zu bekleiden. Durch Beschluß des Regierungs-Raths
vom 9. Hsrnung t«32, welcher jedoch nachlvÄrts wieder in
etwas modificirt wurde, ward dem Landjäger-Chef auch

die Führung der gesammte« Comptabilité sowohl der

Landjäger-als Invaliden-Cassa übertragen uud dafür eine Bürgschaft

von Fr. is,o«o vorgeschrieben.

Ueber den dermaligen Personalbestand des Corps hat sich

daS Justiz-Departement einen umständlichen Bericht erstatte»

und über die Aufführung, den Charakter und die Fähigkeiten
eines Jeden von sämmtlichen Oberämtern genaue Erkundigungen

einziehen lassen, um sodanu dießortS die weiter»

gutfindendeu Verfügungen zu treffen.

3
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Die auf daö Jahr 1832 fallende neue Montirung des

Landjäger-Corps gefchah aus grauem Guttuch/ welches
bereits vorräthig war. Die Kostcu diefer periodifchcn Nm-

kleidung betrugen approximativ : Fr. 18/074.

In Rücksicht der Bewaffnung lag eS zuerst im Projekt/
die im Zeughaus ohne Bestimmung aufbewahrten Schützen-

gewchre zu dem Ende einrichten zn lassen. Da sich jedoch

diefe Waffe im Verfolg als unzweckmäßig nnd allzufchwer
auswies/ fo abstrahirte man hievon/ und begnügte stch/eine
allgemeine Revision der durch den langen Gebrauch
abgenutzten Schloßer zu veranstalten.

DaS Corps ist gegenwärtig mit Einschluß der Uutcr-Of-
siziers 204 Mann stark; jcdoch ist dasselbe/ in Folge der

neuen Organisation der OrtSpolizei in der Hauptstadt/ um

zchn Mann vermehrt worden/ welche zwar ebenfalls Bestandtheil

des Landjäger-Corps ausmachen/ allein ausschließlich

zum Dienst in dcr Hauptstadt/ in den ihnen angewiesenen

Quartieren bestimmt sind.

Fremden-Polizei.

Auch die Controlle über die mit Nicderlassungs- oder

Toleranz-Bewilligungen sämmtlich inner dem Gebiet der

Republik sich aufhaltenden Fremden/ fo wie die Ertheilung
diefer Bewilligungen nach Mitgäbe der Frcmdcnvcrordnung/
machte cincn wcfentlichcn Bcstandthcil der dem Justiz-und
Polizei - Dcpartcmcnt übertragenen Polizei-Aufsicht aus.

Das Justiz-Departement machte cs sich zur Pflicht/ kcinc

derglcichcn Nicderlassungsbewilligungcu zu gcstattcn/ cS haben

denn die Bctrcffcndcn sowohl in Rücksicht ihrcr Lcgitimations-
fchriftcn/ alö auch der in den gesetzlich bestimmten Fällen
zn leistenden Gcldhintcrlage den bestehenden Gesetzen Genüge

geleistet. Dcr alljährlichcn Erneuerung gicng im Jahr 1832
eine gründliche Revision dcS Frcmdcn-WcscnS voraus/ wobei
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sämmtliche NiedcrlassungS-und Toleranz-Bewilligungen mit
den eingelegten Legitimationsschriftcn sorgfältig verglichen
und an sämmtliche Overämter die entsprechenden Weisungen
zu Beibringung der mangelnden Requisite/ odcr Fortweisung
der betreffenden Fremden/ welche ungeachtet wiederholter
Aufforderungen sich nicht in die Rcgcl gcsctzt hatten
ertheilt wurden. Diese langwierige Arbeit geschah durch eiu
Mitglied deS Justiz-Departements/ unter Beziehung deS

Herrn Adjunkten der Central-Polizei.
Die Register dcö Justiz- und Polizei-Departements weisen

gegenwärtig eine Zahl von 175 mit Toleranzen, und 454

mit Nicdcrlassungs-Bewilligungen versehenen Landesfremdcn
auf.

*) Diese Toleranz - und Niederlassungs-Bewilligungen sind in
dcn verschiedenen Amtsbezirken folgendermaßen vertheilt:

Toleranzen, Niederlassungs-

Aarberg
Aarwangen
Bern
Biel
Büren

Delsberg
Erlach
Fraubrunncn

Laupen...
Münster...
Rodau
Oberhasle.
Pruntrut.

Bewilligungen,
3 6
3 4

..123 .145
3 «4

z 2
4 S

37
3g

2 t
2 t
2 3K

2

4 4

z 2

t 15

2 t

4 tt?
t«2 432
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Die während dcö Laufs des vorigen JahreS neu

ertheilten Toleranzen - und NicderlassnngS - Bewilligungen
belaufen sich auf die Zahl von too. Burgerrechts-Ankauf-
uttd Naturalifations-Gefuche wurden von dem Justiz-Departement

in allem 24 vorbcrathcn.

Jn Betreff der Heimathlosen / deren Anzahl im Canton

immer noch beträchtlich ist-/ suchte das Justiz-Departement
ebenfalls Abhülfe zu verschaffe«/ indem man versuchte/
denfclben mittelst einer angemeßcncn Unterstützung von Seite
der Regierung Bürgerrechte im Canton anzukaufen/ was

jedoch mit bedeutenden Schwierigkeiten verbunden ist/ während

hingegen durch frühere Vernachlässigung der erforderlichen

Aufsicht der Canton mit mehreren Heimathlosen
vermehrt worden.

Reben den oben aufgestellten HaM-Rubrikcn dcr in den

Geschäftskreis dcö Justiz- und Polizci-Dcpartcmcnts einschlagenden

Polizeifachen wurden im Jahr 1832 noch eine große

Menge kleinerer Polizeigefchäfte abgethan / welche hier
natürlich nicht aufgezählt werden können/ über deren Anzahl
aber die beiliegende tabellarische Uebersicht hinlängliche
Auskunft giebt. Hiehcr gehören namentlich die Auslieferungs-
Begchrcn/ Anzeigen von Unglücksfällen/ Lebensrettungcu/

Toleranzen-. Niederlassung?,
Bewilligungen, Bewilligungen.

Transport ie2 4s2

Sttnen 2 i,

Schwarzcnburg.
Seftigen Z

Signau
Ober-Simmenthal 3

Nieder-Simmenthal 1

Thun 7 8

Trachselwald 2 3

Wangen t 4

Facit obige 175 454
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Mittel - Extraditionen / VerfchollenheitS - Erklärungen /
Beisteuern zu Feuerspritzen u. s. w.

In Rücksicht der Lotterien, welche hier noch eine

Erwähnung verdienen, hatte es sich das Justiz-Departemcnr,
in Betrachtung, daß dieselben für Handel und Verkehr nicht
nur sehr ungünstig, sondern auch durch das Gefetz v. 6.

November 1805 verboten sind, zur Pflicht gemacht, dergleichen

Lotterie-Begehren in der Regel abzuweisen, und auönahm-
weise nur unter besondern Umständen, und wenn dieselbeu

Kunstwerke betrafen, zu gestatten.

Hochgeachtete Herren!

Vergleicht man die Anzahl der von dem Justiz-Departement

im Jahr 1832 behandelten Gefchafte mit denjenigen
des frühem Justiz-Rathö, nach der Durchfchnitts-Berechnung
der letzten fünf Jahre, fo ergiebt eS stch daß das Justiz-Departement

im Ganzcu eintausend vierhundert Geschäfte mehr

behandelt hat, als eö früher bei dem Justiz-Rath der Fall war.
Die Ursache dicfer ungeheuren Geschäftsüberhäufung, in

Rücksicht welcher wenigstens vor der Hand noch keine

Verminderung fühlbar ist, mag vorzüglich in folgenden Gründen

liegen.
1. Die neue Staats-Einrichtung und zumal die verfassungsmäßige

Gewalten-Trennung mußte nothwendig eine

Vervielfältigung der Gefchäfte nach sich ziehen, und zwar nicht nur
momentan, so lange die mit vielen Schwierigkeiten verknüpfte

Einführung der Verfassung und Behörden andauerte, fou-
dern bleibend, weil die Aufstellung zweier Beamten in jedem

Amtsbezirk auch eine fortdauernde Correspondent mit
denselben zur Folge haben muß.

2. Die Neuheit und Unerfahrenheit der Beamten. Diefe
veranlaßte wie natürlich eine große Menge von Anfragen
und Consultations, theils über die Auslegung der neu er-
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laßenen Gesetze/ theils dann in Bezug auf einzelne Gefchafte/

wo sich der betreffende Beamte nicht getraute/ aus eigener

Gewalt zu Handel«/ fondern es für klüger hielt/ von dem

Justiz-Departement die erforderlichen Weifungen einzuholen.

Diefe Eintragen waren mit großem Zeitverluste verbunden/
weil daS Justiz-Departement unter den obwaltenden

Verhältnißen sich nicht damit begnügen konnte/ die betreffenden
Beamten lediglich an das Gefetz zu weifen / fondern oft fehr
umständliche Weifungen ertheilen mußte.

3. Ein hauptfächlicher/ und/ wie fchon oben bemerkt/
bleibender Grund zur Gefchäftsvermehrung ist das unbe-

fchränkte Petitions-Recht/ wonach jeder Staatsbürger
berechtigt ist/ feine Wünfche und Begehren direkt und ohue

behindernde Formalitäten bei der obersten Behörde
anzubringen. Da diefe Petitionen jeweilen an die betreffenden

Departemente zur Begutachtung überwiesen werden / so ist der

Zuwachs an Geschäften in dieser Beziehung augenscheinlich.

4. Die außerordentlichen politischen Ereigniße endlich

nahmen/ wennauch hoffentlich bloß vorübergehend/ die Zeit
und Bemühungen des Justiz-Departements wesentlich in
Anspruch/ um so mehr/ als diese Geschäfte wegen ihrer besondern

Wichtigkeit immer vor allem aus und oft mit BeifeitS-
setzung der übrigen Geschäfte behandelt werden mußten.

6. Endlich dann hatte mit der neuen Organifation auch

das Bedürfniß viele neue gefetzliche Bestimmungen/ vorzüglich

in Betreff des PolizeiwefenS/ rege gemacht / deren Vorbcra-
thuug für das Justiz-Departement ebenfalls mit großem
Zeitverluste verbunden war.

Hochgeachtete Herren!

Somit glaubt nun das Justiz-Departement durch diesen

umständlichen motivirten Jahresbericht sich über seine

Leistungen in Bezug auf alle ihm gesetzlich obliegenden Geschäfts-
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Zweige hinlänglich ausgewiesen zu haben. DaS Departement

ist stch bewußt/ all seine Zeit und seine Kräfte
aufgeboten zu haben/ um ungeachtet der großen Menge von

Sitzungen fowohl im Großen Rath/ als in dem Regierungs-

Rath und den Departementen und Commissionen/ dem

ungeheuren Geschäftsgänge die Spitze zu bieten. Und ist

auch hin und wieder ein Geschäft zurückgeblieben/ oder nicht
mit derjenigen Beförderung erledigt worden/ wie es vielleicht
wünschenswerth gewefen wäre/ fo kann sich das Justiz-
Departement zuversichtlich auf daS RechtS-Axiom berufen:

iinpossikilis nemo renerur. "

Bern / den 15. Merz 1833.

Namens des Justiz-Departements:

der erste Sekretär:

R., Hermann.

Im Jahr i«Z2 haben im Ganzen ttt Sitzungen des Justiz-
Departements statt gehabt..



Tabellarische Meliersicht
der von dem

Justiz - und Polizei-Departement vom 21. Oct. 18Z1 bis ZI. Dec. 18Z2
behandelten Geschäfte.

Die Zahl der wahrend dcm Zeitraum vom 2«. Oct. bis 3t. Dec. t8St
erstatteten Rapporte an den Regierungs-Rath belauft sich auf 77, die der
Missiven auf286/ die Zahl dcr Vorträge vom Jahr t832 dann auf 760/ und
die der Missiven auf 2476 Nummern. Vorträge und Missiven zusammengenommen

giebt es demnach folgendes Resultat
Unter diesen Geschäften sind namentlich begriffen:

Justiz-Wesen,
s. Im Fache dcr Gesetzgebung.....
d. Administrativ-Streitgeschäfte
e. Klagen gegen Gerichtsstellen u. Beamte/ und über richterliche Verfügungen
à. BegnadigungS- und Bußnachlaß-Begchren
e. Auslieferungs-Anträge.
k. Difpensations-Begehren in Ehesachen

g. Angeordnete Fiskaluntcrsuchungen in Kriminalpolizei - und Justiz-Fällen
d. Verschollenheits- und Mittel-Extraditions-Vegehren
i. Begehren zu Liegenschafts - und Pfandrechts-Erwerbungen
K. Gesprochene Belohnungen für LebenSrettungcn
I, JahrgcbungS-Begehren

s. Polizei - Sachen,
s. Anzeigen von Unglücksfällen/ Todtgefundcne/ Ertrunkene/ Selbstmörder tt.
d. Lotterie-Begehren
0. Niederlassungs - und Toleranz-Begehren. (Die für das Jahr t832 statt

gefundene allgemeine Toleranzen-Revision ist hier nicht mitgerechnet.)
à. Bürgerrechtsankauf - und Naturalisations-Gesuche

O. Vermischte Justiz- und Polizei-Geschäfte.
Zusammen

Hierunter sind begriffen: das gesammte Comvtabilitätswefen des Departements/ die

Correspondenz mit den Zuchtanstalten zu Bern und Pruntrut/ mit der Central-Polizei-
Direktion/ dem Landjäger-Corps/ der Enthaltungsanstalt von Thorberg und den auswar,
tigen Behörden; unzählige Weisungen und Beantwortungen von Einsragen über Aus-

legung und Anwendung der Gesetze/ und die Ausübung der Justiz und Polizei überhaupt;
serner : Verfügungen und Rapporte in Bezug auf das Notariat-, und das Hhpothekarwesen/
über die Besorgung und den Zustand der Gefangenschaften/ über die Einbürgerung und

Verehelichung von Heimathlosen/ in Consistorial-/ Vormundschafts' und Erbschafts-Angelegenheiten

:c,
MZ. Die Gefammtzahl der Geschäfte erscheint in der neben enthaltenen Berechnung

deswegen höher als die obangegebene v. ssc»/ weil in dem nämlichen Vortrag oder Schreiben

oft mehrere gleichartige Geschäfte begriffen sind/ und die vbbemeldte Summe nur die

Anzahl der Vorträge und Miffwen verzeigt.
Die Zahl der Geschäftsnummern des »ormaligen Justiz - und Polizei-Raths belief sich

im Jahr l826 auf 2l79.
IS27 « t944,

>, 1828 VW.
« >, 1829 2Z99,

» t8S« 2ä2l.

Für das Jahr I822belaufen sich diejenigen des Justiz- und Polizei-Departements auf 3«),.
Aus dieser Vergleichung ergiebt sich/ daß gedachtes Departement im Jahr lss2 lävo

Geschäfte mehr behandelt hat/ als es früher in, Durchschnitt beim Justizrath der Fall war.

Vom2lSct
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Uebersicht
der

Leistungen der Central-Polizei-Direction im Jahr 1832.

Paß - Polizei.
Ertheilte Visa, laut Controlle. 14,357.
Neue Pässe und Wandcrbüchcr 4.32.

Fremden - Polizei.
Aufenthaltsschcine aller Arten und Arbeitszcugnisse 4,355.

Hausir - und Marktpolizei.
Ertheilte Patente 845.

Verfügungen nach allgemeiner Vorschrift.
Arrestanten laut Tagebuch:

«. in der Hauptstadt angehalten,
Kantonsangehorige 144

Kamonsfremde 95
239

s. Passant-Arrestanten 8o4
1,043.

Trasportine Perfonen. 659.
Beaufsichtigung entlassener Schellenwerker ii5.
Spitalgängcr ^ 334.

Ausschreibungen.
», Durch das allgemeine Signalement-Buch 207
ö. Durch das Supplement-Buch..... 284

491.

Vollzogene Eittsperrung s strafen.
«. Ins Schellenhaus zu Bern Z4
s. Jus Zuchthaus in Bern 142

c. Jn die Strafanstalt nach Pruntrut.... 38
214.
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Entlassene Sträflinge.
«. Aus dem Schcllenhaus 34
ö. Aus dem Zuchthaus 89

c. Aus der Strafanstalt zu Pruntrut 21
144.

Ausgelieferte Verbrecher 10.

Eingelieferte Verbrecher 13.

Armenfuhr - Anstalt.
Armenfuhren 67.

Unterstützungen durch Reifegelder 126.

Gefängniß zu Bern.
Obere Gefangenschaft/ Enthaltene 1029

Zuchthaus und Aarbergerthor / Enthaltene. 126

Erlachcrhof/ Enthaltene s

1/162.

Allgemeine Korrefpo'ndeuz.
Aberlassene Schreiben t/468.

Darunter 42 KrciSfchreiben / einfach gezählt.
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Dienstleistungen des Landjäger-Corps
in

Sachen der Criminal'Polizei und der öffentlichen

Sicherheit

Ausgeschriebene Verbrecher, arretirt... Z9.
Vor der Ausschreibung s5o.
Auf nächtlichen Patrouillen 2.
Verweisungsübertretcr, 204.
Falsche Steuersammler, » 11.
Unbefugte Hausirer, « 232.
Vaganten und Bettler, » » t,488.

Arrestationen.... 2,366.

Anzeigen wegen Vergehen gegen die Gesetze und

Polizei-Verordnungen 6sl.

Nota. Die Leistungen des Landjciger-Corps begreifen das Jahr
vom t. August l8St bis 1. August t8S2. Das Ergebniß der
weitern Leistungen bis ultimo vsvsindris kann erst bei der
Friihlingömustcrung ersehen werden.
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pour 1832.

Oet établissement n'a pas «prouvé grands variation

pendant Is «ours cls cette année, ni dsns sa polios ni
clans son économie; Is rapport à en faire doit 6one so

résumer en peu cls eliose:

1. 8vkviZii.i.^«ciZ ^vmiKisi'k^rio«. Zolles sont restées

toile» qu'elles ont ètcZ décrites clans Is rapport cle I'ann6o

passée, c^uant aux personnes et à leurs attributions s. a. cl.

un Inspecteur, un Leonoms et trois (Zsrdiens ; nombre cle

Lurveillgnts oertsinemont très petit en eomparaison du
ebiffre moven cles prisoniers effectifs cls eette année z si

l'on penss c^u'il v g cle plus les prisons cle polies et d'ins-
truetion clu District à leur cbsrge, avant contenu en
1832 122 individus czui ont sait ensemble 1Z40 sour-
nées cls prison ; et cependant suffisant si ebseun veut fairs
son devoir, preuve en est c^ue l'ordre et Is sûreté v ont

pu âtre maintenus et qu'aucun accident grâvs n'est arrivé
c^uoic^ue très peu ole prisoniers soient de ojuelc^ue oon-
lìgnee. (Hi-devsnt veux condamnas seulement à 3 4 ans

étaient presque tous sûrs dès le moment de Isur entrée
dsns Is maison; ausourdbui eeux ds czuelc^ues mois doivent
êtrs surveilles presque d'sussi près czue eeux c^ui ont «les

années. Ils entreprennent et voudraient exécuter Is du-

sertion svee une bardiesse inconnue susc^u'iei, môme par
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voie de fait contre les Oardiens. Otte rsve de désertion

a Kien eneoro augmente depuis qu'il est parvenu à Is con-
naisssnos des détenus que trois déserteurs fugitifs, qui à

peine svsisnt eu commencé iei leur longue captivité de Z

à 6 ans, les frères Never de LersoKvzrl etkottet do dorbsn
avaient obtenu psrdon et remise ds leur peins, sans seu-

lement svoir stè tenus ds^ss reeonstituer. dsr ils orovsnt

qus pourvu qu'ils puissent sebappsr somme eux, ils ns

manqueront pas d'en reeusillir tôt ou tard aussi le môme

fruit. Os procsds asse? ètonnsnt s beaucoup d<Zeourag6

les Kons prisoniers et par contre enbardi les mauvais.

Zlalgrè eels deux seulement ont pu exécuter la désertion

sux travaux extérieurs. 1/un en s ^tè rsmencZ peu ds

temps après par la tDendsrmeris et l'autre dêsà dsns Is

nuit du lendemain de sa fuite par ses propres parens.

2. ?itiso«iiZks.

«) I^.e nombre et leurs mutations pendant cette année,
se trouvent indiques sur l'état ci-soint.

^'svsnt pss voulu prendre le pain aux sour-
nsliers libres, vu leur grands nécessite et la cbertê
extraordinaire des vivres, on s'est borne d'employer
les prisoniers mâles, destines à l'extérieur, la plu-
part du temps pour les travaux ds Is maison, tels

que, pendant l'Iiiver, faire le bois et le ebgrrier;
conduire le mstrss aux cbsmps et lu reste du temps
à cultiver nos plantations. Leulemsnt pendant les

grands travaux, que les ouvriers des environs ns

pouvaient plus sufiir, cédant aux instances do plu-
sieurs propriétaires de Is ville, on leur s donne,
suivant l'ancien usage, des prisonniers pour tra-
vsillsr à la sournèe; il en est résulte quelques ois-

meurs aooompsgnses de menaces asse? graves de I«

part des ouvriers libres, mais ils sont restas sans

autre» suite».



47

pendant, ve neu de temps que ces travaux ont
dure", ils ont rapporto une somme de 1^,. 462. 96. rps.

I^e travail intérieur principal, qui est ls tissage,
est asse? bien allé, ««pendant pas qu'on ne se soit
sppereu ds la mauvaise révolte de filasse de l'année
passée^

?our les pratiques on a fait 7066 sunettes de

toile produisants802. 10. rps. et pour l'usage
du I« maison 362 aunettes.

I^es femmes qui, une grands partie du temps ont
«êtè emplnvses à l'intérieur, ont travaille dans le

sardin, au lessives; elles ont eousu, file et trivotê,
tant pour les pratiques que pour le» besoins ds la
maison.

Outre «eia il n'a pas etê gagné grande oboss par
Iss prisonniers : les raisons que l'on en a dites dsns
Is rapport gênerai de 1831, sont envors les mêmss

«ujourd'bui.
Uns proposition do ls part, de Alossieurs les pro-

prietaires de la filature de 8t. Urssnns pour oecu-

per les prisonniers par le tissags en voton pourrait
être fort avantageuse pour l'établissement, si elle

revoit son exécution.
?<ir oontrs avons nous fait construirs est «t«,

seul par les prisonniers, un métier a tisser des cou-
vertes en poil de veau qui s très bien réussi et nous

s ètè d'une grands utilité surtout s eause de l aug-
mentation extraordinaire des prisonniers. Ousà la

construction, après la lilsturo et le tissage, ont
donnes, du moins pendant quelque temps, de l'ocsu-

pation à plusieurs et nous ont procuré les «ouvertes
dont «n avait un si pressant besoin, bien plus vite
et à beaucoup meilleur compte, que si «n avait

êtè obligé, comme eidevant, ds les faire venir de



48

Lerne, ou la piece sans I« transport, aurait coüt«
8 tandis que maintenant 27 qu'on a lubriques

ici, ne reviennent » ls maison qu'à 1^,. 25. Z. rps.
argent débourse, dont seulement 9 "/2 bt?. piece,

c) I.« M>um>u,-e des prisonniers est uns livre de pain

psr sour, moitié pour ls soupps et le resto pour
donnsr sec; les trois repss une soupe sves un le-

gume ls matin et à midi. I.es soupes ss font ds

pois, bsrivots, gruaux d'svoins, ri? et pommes de

terre; les légumes, en vert si «'est la saison, tant

Hue possible, des pommes ds terre rondes et de

la compote, de Is bouillie d'orge, de legumes sees,

et ds farine, qui est maintenant le meilleur msrobê

de tout os que l'on peut donner. Z^,s toutslterns-
tivement, suivant les provisions, les prix st ls saison.

I^es pommes d« tsrre nous avant manque, l'année

derniers ainsi que presqu'à tout le monde; su prin-
tems les grandes pluies, plus tard l'extrême sscbs-

resse de «ette snnse, avant trop contrarie la vêgê-
tstion dsns nos plsncbes et ssrdins potagers, qui
les années fsvorsbles fournissent uns quantité ds

jardinage à l'entretien des prisonniers, on n'en
avait pas grand seoours, «s qui fut «ause que pen-
dsnt asses longtsms on s «tê embsrssss ou prendre
la nourriture nêeesssire pour tant ds monde, ^ussi
Arâes s ls sêoberssse, les pommes de terre et autres
tubercules nous ont encore fortement manque «ette

année; les pois et les eboux dont la eompoto est
d'un si grsnd recours, n'ont produit qu'à moitié
de se qu'on en sursit du attendre, ds sorte qu'il

surs encore penurie de vivres l'snnêe prochaine,
d'autant plus à craindre que les dits obssts ont gê>

nêralement manqué dsns les environs.
IVêtst des différentes révoltes des terres louées



par la maison est soint, leur valeur approximative
est cle 933. 40 rps.

Il est à. observer que les terres retenues susqu'iei
appartiennent « la ville cls I?orrontrui et qu'elle les

a retirées est automne pour les eompronclre clans

la distribution des bienlonds eommunsux qus l'ad-
ministration vient cle faire. I/on lait cles demar-
ebes pour s'en procurer d'autres st on en s desà

uns partie.
Il nous reste eneors à témoigner ls dssir qu'il tut

donne un peu plus ds soins religieux st moraux à nos

prisonniers, qus ssls n'a «u lieu jusqu'ici, inoven si eln-

eaos à gppuver la discipline pb^sique.

?orrentrui le 3l. Décembre 1832.
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varions.
Hommes, kemmes. Hommes, Kemmes, Hommes, Kemmes, Hommes, 5emmes, Hommes, Kemmes,

3 2 1 2 33 8

2 2 1 1 30 9

N^s 2 29 9

^,VKIl.. 4 - 30 9

8 2 > 1 35 9

7 1 3 39 10

8 8 2 39 9

^,ôur. 4 43 9

6 1 V 43 10

10 1 12 41 11

6 ' 2 1 1 44 10

OiiciZi»Ln.i!! 7 2 2 49 12

61 10 40 6 1 2 455 115 >



SI

liu Oas Lannê faites en 183?.

I^, rps.
Ou Ireille 64
Assurés 93 d'Orges brute, à 13 bat? la mes 120 90

70 des l'ois, à 24 bat? la mes 168
366 cle pommes cle terre grosse, à Z bat?.. 182
167 dito petites, à 2 >/z bat? la mes 39 26
70 d'avoine, à 6 bat? la mes 42

9 "/z de Orsins ds navettes, à 26 bat?. 23 76
paniers 64 ds Oarottes, à 10 bat? 64

2 ds Kavss, à 6 bat? 1

?êtss 6000 de OKoux, à 26 bat? le 100 160
Lottes 400 ds pailles sd'Orgs, d'avoine, ds pois

et ds bavettes) s 1 bat? 40
bonnes 8 ds <HI,oux pour les pores 48

Summe!.. 933 40
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Schaffnerei zu ThorVerg.

Zu Folge erhaltener Aufforderung vom is. diefcS
Monats gebe mir dic Ehre, den verlangten Bericht übcr
dasjenige/ was im Laufe des verflossenen Jahres entweder von
dem Justiz-Departement direkt oder von dem Regierungsrath

in den Wirkungskreis dieses Departementes Einschlagendes

in Bezug auf die hiesigen Enthaltungöanstalteu
verfügt worden/ hiermit einzureichen.

Auf i. Januar 1832 waren in der EnthaltungS- und
Kostganger- AufsichtS - Anstalt anwesend :

9 Gefangene und 7 Kostgänger;
6 3 wurden im Jahr 1832 auf-

genommen.

is i« Summe der anwesenden,

in 4 wurden entlassen.

s 6 blieben auf Ende Jahrö in
den Anstalten.

Unter den auf i. Januar 1832 hier gewesenen Gefangenen

befanden sich:

». i wegen Sodomie und dergleichen zu lebenslänglicher

Einschließung Verurtheilter.
d. 2 Sträflinge aus dem Zuchthaus zu Besorgung der

fchwereren Arbeiten.
v. i als in Lastern ergrauter Wüstling von dem Gehei¬

men Rath zur Einschließung auf unbestimmte Zeit
Verurtheilter.

6. 3 wegen geringeren Vergehen polizeirichtcrlich zur Ein
fchließung Verurthcilte.

e. i in Folge Anklage auf betrügerischen GcldStag zu Er
Wartung der Untersuchung.
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k. i vagirende Heimathlose/ der keine Verbrechen zur Last

gelegen.

Im Jahr 1832 aufgenommene Gefangene:

Z. 2 Sträflinge aus dem Zuchthaus zu Ersetzung dcr vor¬

genannten.
K. 2 wegen geringeren Vergehen polizeirichterlich zu ein¬

jähriger Einschließung Verurtheilte/ (i Mann und

i Weib.)
j. i Man«/ wegen Diebstahl und Selbstanklage auf

Bestialität bei krankhafter GemüthSstimmung/ zu

zweijähriger Einfperrung vermtheilt.
K. i Weib/ wegen Brandstiftung in verwirrtem Zustande/

auf 6 Jahre hierher unter Aufsicht gestellt.

Entlassene Gefangene im Jahr 1832:
1 der oben unter o. genannte Wüstling/ in Folge

Beschluß des Regierungsraths.
3 Zttchthaussträflinge in Folge Begnadigung.
2 polizeirichterlich Verurthcilte durch Begnadigung.

i polizeirichterlich Verurtheilter nach Beendigung der Straf¬
zeit.

i der oben «. benannte an das Verhörrichteramt ab¬

geliefert.

i polizeirichterlich Verurtheilter auf Verfügung des

Regierungsrathes an das Zuchthaus abgeliefert,

i die oben sul, i.ir,. r. genannte Heimathlofe auf Verfü¬

gung des Justizdepartements in Freiheit gefetzt.

Von denen auf i. Januar 1832 hier anwcfenden
Kostgängern waren

4 wegenGemüthskrankheitcn und deßwegen unter Vermensch¬

lichen Gefellfchaft nicht duldbar.
3 wegen unbezwinglichem Hang zur Trunkenheit/ und

Jm Laufe des Jahres wurden aufgenommen:
3 wegen liederlichem Leben uud Hang zur Trunkenheit/

verbunden init Delirium.
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Hingegen entlassen:

i Gemüthskranker als völlig geheilt.
3 derjenigen dem Laster der Trunkenheit Ergebenen.

Sowohl die Aufnahme als die Entlassung diefer
Kostgänger geschah jeweilen mit Autorisation des Justiz-Dcpar-
tementS.

Alle Gefangene und Kostgänger wurden zu einer ihren
Fähigkeiten und Kräften angemessenen Beschäftigung
angehalten.

Das Betragen der Gefangenen und Kostgänger war im
allgemeinen gut, fo daß im Verhältniß wenig Bestrafungen
erfolgten und größtentheils nur für geringere Fehler gegen

die Hausordnung.
Sollte diefer Bericht das Gewü'nfchte nicht vollständig

enthalten, fo bitte um Nachsicht und um Nachforderung des

Mangelnden. Weitere Verfügungen fanden indessen keine

statt, als die aufgezählten Aufnahmen und Entlassungen.
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